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Vorwort. 



Die Ausführungen, welche ich in der vorliegenden 
kleinen Arbeit mache, stützen sich auf Erfahrungen, 
welche ich in meiner langen Advokaturpraxis gemacht 
habe und auf die Vorlesungen, welche ich neben dem 
internationalen Zivil- und Handelsrechte über das inter- 
nationale Prozessrecht zu halten pflege. 

Ich hoffe, dass die hier gemachten Reflexionen des 
festlichen Anlasses würdig seien, für welchen sie ge- 
schrieben wurden. 

Zai-icli, im November 1902. 

D. V. 
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In der Wissenschaft des internationalen Zivilprozess- 
rechts ist seit Jahrhunderten ein Streit pendent, der sich 
um die Frage dreht, in welcher Weise auswärtige Zivil- 
urteile im internen Staate behandelt werden müssen *. Der 
positive Rechtszustand, wie er sich aus den Gesetzen, den 
Staatsverträgen und der Praxis ergibt, liefert ein überaus 
buntes Bild. Indessen ist die PYage ausserordentlich wichtig, 
und sie gewinnt angesichts des grossen heutigen Weltver- 
kehrs stets an Bedeutung. Dies ist namentlich deswegen 
wahr, weil auswärtige physische und juristische Personen 
und Gesellschaften sehr häufig im Staate des erkennenden 
Gerichts Vermögen besitzen. Und wer heute in einem 
fremden Staate eingeklagt wird, kann nicht mehr mit der 
Sorglosigkeit oder Gemütlichkeit früherer Jahrhunderte die 
Hände in den Schoss legen, um abzuwarten, ob der ob- 
siegende Gegner das auswärtige Urteil am Wohnorte des 
Beklagten zur Exekution bringen werde. Der Ausländer 
wacht mit geübten Augen darüber, ob sein Gegner nicht 
im Auslande Aktiven besitze, und wenn er solche findet, 
geht er zur Vollstreckung des Urteils über. 



^Die im interkantonalen oder interstaatlichen Rechte 
geltenden Grundsätze werden hier nicht besprochen. In dieser 
Beziehung ist auf Art. 61 der schweizerischen und Art. IV der 
nordamerikanischen Bundesverfassung zu verweisen. 
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Die Frage der Exekution auswärtiger Urteile hängt aufs 
engste zusammen mit der Idee der Gerechtigkeit und des 
internationalen Kredits. Es ist offenbar überaus bedenklich, 
dass ein Schuldner, der regelrecht verfolgt wurde und dem 
Gelegenheit gegeben war, sich in allen Richtungen zu ver- 
teidigen, mit Hülfe eines Eisenbahnbillets sich dem erlassenen 
Urteile entziehen kann, um vielleicht nach Wiederholung 
des Prozesses das gleiche Spiel von neuem zu beginnen '. 

Auf der andern Seite darf man nicht vergessen, dass 
die Exekution der auswärtigen Urteile stets ein besonderes 
Vertrauen in die Tüchtigkeit und Gerechtigkeitsliebe des 
auswärtigen Richterpersonals involviert, dass deswegen die 
einfache Anerkennung der ausländischen Urteile unmöglich 
prätendiert werden kann, — die Sache liegt erheblich anders, 
wenn es sich darum handelt, dass die internen Instanzen 
auswärtiges Privatrecht anwenden sollen. 

Aber die ganze Frage kann unmöglich zur Ruhe kommen 
und sie wird immer wieder aufgeworfen werden, namentlich 
von Staaten, die in intensiver Berührung miteinander leben. 
Sie steht auf der Tagesordnung und es ist unmöglich, sie 
wieder davon abzusetzen. Frankreich bemühte sich s. Z. 
mit Spanien einen Staatsvertrag abzuschliessen (Journal 
du droit international priv6 1881, VIII S. 22 und 23). Frank- 
reich und Belgien schlössen 1900 einen Staatsvertrag ab 
sur la competence judiciaire et Tex^cution des jugements'. 

Der französische Jurist Lachau arbeitete neuestens einen 
privaten Entwurf zu einem Staatsvertrage über die Urteils- 
exekution zwischen Frankreich und Deutschland aus: 
Projet de trait^ entre la France et TAllemagne sur la compe- 
tence judiciaire, sur Tautorit^ et Texecution des d^cisions 
judiciaires des sentences arbitrales et des actes authentiques. 



^ ASvSer in Revue de droit international I S. 95 und %. 

'^ Vgl. Revue de droit international Deuxi^me S. I p. 368—399 
und dazu ßernard im Journal du droit international 1900, XXVII, 
S. 940; 1901, XXVIII, S. 324 sowie Renault im Annuaire de l^gis- 
lalion fran^aise XX, S. 126. 
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Dieser Entwurf ist mit einem Kommentar im Bulletin 
mensuel de la Sociöt^ de legislation comparee XXXIII 
1902 S. 328—382 abgedruckt. Der kühne Versuch von 
Lachau gewinnt an Bedeutung, wenn man bedenkt, dass 
es der gleiche Jurist ist, der auch zuerst einen Ver- 
tragsentwurf für das Verhältnis zwischen Frankreich und 
Belgien mit einem Kommentar ausarbeitete (Bulletin XXV 
1896 S. 476). 

Was die Schweiz betrifft , so bemühte sie sich viel- 
fach, mit dem Deutschen Reiche einen Vertrag «über 
die gegenseitige Rechtshülfe in zivilrechtlichen Verhältnissen» 
abzuschliessen. Diese Bestrebungen gehen auf das Jahr 1873 
zurück, allein die Angelegenheit nahm einen sehr merk- 
würdigen Verlauf und ein praktisches Ergebnis wurde nicht 
erzielt (B. B. 1883 II S. 835-837). Diplomatische Unterhand- 
lungen waren s. Z. auch anlässlich der Vorbereitung des 
Nieder lassungs- und Konsularvertrages mit Italien eröffnet 
worden (1868). Die italienische Regierung verlangte damals, 
dass die in einem der beiden Länder gefällten rechtskräftigen 
Zivilurteile sowie die mit gerichtlichen Urteilen auf gleicher 
Linie stehenden authentischen Akte auch im andern Staate 
vollziehbar sein sollen. Zu einer Verständigung kam es dann 
aber bloss bezüglich eines Teilstücks nämlich bezüglich der 
materiellen Ordnung der Erbschaftsfragen und der Streitig-, 
keiten darüber (B. B. 1868 lll S. 440), — es ist speziell auf 
Art. 17 des Niederlassungs- und Konsularvertrages von 1868 
(A. Slg. IX S. 706) zu verweisen. — Mit Österreich- 
Ungarn schweben die diplomatischen Unterhandlungen 
immer noch. Angeregt wurde die Frage der Vollziehung 
von Zivilurteilen im Jahre 1890, als es sich um die Voll- 
ziehung eines Erbschaftsurteils in Graubünden handelte, 
das in einem seit 1842 pendent gewesenen Prozesse 
mit bemerkenswerter Promptheit 1890 in Triest gefällt 
worden war. Damals fand der schweizerische Bundesrat 
die Regelung der Zivilurteile zwischen Österreich-Ungarn 
und der Schweiz für «zweckmässig und selbst notwendig» 
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(B. B. 1890 II' S. 137, No. 8). Im Geschäftsberichte des 
schweizerischen Justiz- und Polizeidepartements über das 
Jahr 1899 findet sich die Bemerkung, dass der Bundes- 
rat mit der k. u. k. österreichisch -ungarischen Regierung 
in Unterhandlung behufs Abschluss eines Staatsvertrages 
für die gegenseitige Vollziehung von Zivilurteilen stehe 
(B. B. 1900 I S. 786). 

Ein Vertrag kam vor kurzer Zeit zwischen Spanien 
und der Schweiz zu stände (N. F. XVI S. 780). 

Auf eine breitere internationale Unterlage 
wollte die ganze Frage schon 1874 gestellt wer- 
den. Damals versuchte die k. niederländische Regierung 
sie zum Gegenstände einer internationalen Konferenz zu 
machen (Projet de Conference internationale pour regier les 
conditions legales de Tex^cution r^ciproque des jugements 
etrangers dans les difl'erents pays). Der niederländische 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten Baron Gericke 
van Hercoynen arbeitete ein Memorial aus, das in der 
Hauptsache im Journal du droit international I S. 159—164 
wiedergegeben ist (vgl. auch Godefroi im Journal VI S. 369, 
spez. 373). Allein das Terrain war damals für die Staaten- 
konferenzen noch nicht genügend geebnet und so wurde 
jenes Projekt sehr kalt aufgenommen (Moreau, Effets inter- 
nationaux des jugements en mati^re civile 1884 S. 268). 
Auch die italienische Regierung hatte in Wiederholung 
früherer Bemühungen (1867) den Versuch gemacht, Unter- 
handlungen zwischen den Mächten über einen Komplex 
von Regeln des internationalen Privatrechts herbeizuführen 
(Journal du droit international 1886 XIII S. 35). Das Pro- 
gramm schrumpfte schliesslich zusammen auf die Frage 
der Exekution der auswärtigen Zivilurteile (Journal a. a. O. 
S. 55). Allein der so reduzierte Plan gelangte ebensowenig 
zur Ausführung. 

Aber auch diejenigen Staatenkonferenzen, welche infolge 
der neuen tatkräftigen Initiative der k. niederländischen 
Regierung wirklich zu stände kamen (1893, 1894 und 1900), 
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ordneten nur ein s^anz kleines Teilstück der Frage '. Im 
Zusamriienhange mit der Abschaffung der Ausländerkaution 
wurde nämlich in dem Übereinkommen, das seit 1899 gilt, 
folgendes bestimmt^: 



Art. 12. 
Les condamnations aux frais 
et d^pens du proc^s, prononc^s 
dans un des Etats contractants 
contre le demandeur ou Tinter- 
venant dispens^s de la caution 
ou du depöt, en vertu soit de 
Tart. 11, soit de la loi de TEtat 
oü l'action est inten t^e, seront 
rendues ex^cutoires dans chacun 
des autres Etats contractants 
par Tautorit^ comp^tente d*a- 
pr^s la lois^du pays. 

Art. 13. 
L'autorit^ comp^tente se 
bornera ä examiner: 

lo si, d'apr^s la loi du pays 
oü la condamnation ä 6t6 
prononc^e, Pexp^dition de 



Art. 12 
Entscheidungen, wodurch der 
Kläger oder Intervenient, der 
nach Art. 11 oder nach dem in 
dem Staate der Klagerhebung 
geltenden Rechte von Sicher- 
heitsleistung oder Hinterlegung 
befreit war, in die Prozesskosten 
verurteilt ist, sind in jedem der 
anderen Vertragsstaaten durch 
die zuständige Behörde nach 
Massgabe der dortigen Gesetze 
für vollstreckbar zu erklären. 

Art. 13. 
Die zuständige Behörde hat 
ihre Prüfung darauf zu be- 
schränken : 

1. ob nach den Gesetzen des 
Landes, wo die Verur- 



^An den Staatenkonferenzen im Haag ist abgesehen davon 
die Frage der Exekution der auswärtigen Urteile noch nicht zum 
speziellen Traktandum erhoben worden, nur spielte die Ordnung 
der Fora schon mehrfach in die Diskussion hinein, — ich verweise 
z. B. auf meine Erörterungen an der Konferenz von 1900 (Actes de 
la troisi^me Conference 1900, S. 132 und 133) und auf den von der 
Konferenz beschlossenen Wunsch, die Kompetenz im Erbrechte 
zu ordnen (S. 246). Mit der internationalen Anerkennung spezieller 
Fora wäre dann auch ausgesprochen worden, dass die von den 
kompetenten Gerichten erlassenen Urteile international respektiert 
würden. Weiter ist aufmerksam zu machen auf Art. 7: Projet d'une 
Convention pour regier les conflits de lois et de juridiction en 
mati^re de divorce et de Separation de corps. Dieses Vertrags- 
projekt ist in meinem Handbuche Das internationale Zivil- und 
Handelsrecht auf Grund der Gesetzgebung Theorie und Praxis 
(Zürich 1902) I S. 320 ff. abgedruckt. 

*Das Übereinkommen ist abgedruckt in meiner Schrift Das 
internationale Privatrecht und die Staatenkonferenzen im Haag 
(Zürich 1900) im Anhang. 
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la decision reunit les con- 
ditions necessaires ä son 
authenticitc^ ; 



2" si, d'aprös la meme loi, 
la decision est passee en 
force de chose jugee. 



teilung erfolgt ist, die Aus- 
fertigung der Entschei- 
dung die für ihre Beweis- 
kraft erforderlichen Vor- 
aussetzungen erfüllt. 

2. ob nach denselben Ge- 
setzen die Entscheidung 
die Rechtskraft erlangt hat. 



Sehr richtig führt der Bericht der Kommission des 
Nationalrats über die Geschäftsführung des Bundesrats 
(B. B. 1902 III, S. 527) aus, dass die internationale Überein- 
kunft einen wohltätigen Einfiuss auf das interkantonale Recht 
ausübte. Die Konvention gab den Anlass dazu, ein Konkor- 
dat vorzubereiten betreffend die Befreiung von der Ver- 
pflichtung zur Sicherheitsleistung für die Prozesskosten 
innerhalb der Kantone. Und dass die Ausländerkaution 
im interkantonalen Verkehr auf einem überaus engen Hori- 
zonte beruht, braucht wahrlich nicht weiter ausgeführt zu 
werden. Auch ist es nicht zu früh, wenn diese prozessrecht- 
liche Eigentümlichkeit unter den Eidgenossen endlich ver- 
schwindet. Wenn dies nun erreicht wird, so verdankt die 
Schweiz den Fortschritt nur dem internationalen Rechte. 
Diejenigen Juristen, welche über die Haager Konvention den 
Stab gebrochen haben, hätten jenen kantonalen Anachronis- 
mus ruhig weiter bestehen lassen ! Die Kritik gegenüber 
der genannten Konvention war in der Schweiz kleinlich und 
zum Teil pamphletartig '. Und wenn neulich wieder z. T. in 
mitleidsvollem Tone bemerkt worden ist, das Übereinkommen 
sei wohl nicht genugsam überlegt worden, so darf vielleicht 



* Ein bekannter schweizerischer Jurist hat im Stile des Argen- 
traeus das Vertragsprojekt unbarmherzig und in allgemeinen 
Phrasen verurteilt, — der wirkliche Argentraeus verstand sich in 
der Tat auf ein Poltern und Schimpfen. Aber die erwähnte Kritik 
des schweizerischen Argentraeus war völlig ungerechtfertigt. Jene 
pamphletartige Ausführung erhielt übrigens die wohlverdiente 
Antwort: sie wurde ignoriert. Dies war die zutreffendste Art des 
V^orgehens. 
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darauf hingewiesen werden , dass es nicht bloss in der 
Schweiz Juristen und Staatsmänner gibt, sondern auch in 
den übrigen bei dem Übereinkommen beteiligten Staaten. 
Ferner wird in der Schweiz stets vergessen, dass auch die 
Schweizer in den Fall kommen, im Auslande Prozesse zu 
führen, und dass dann die Entlastung von einer Ausländer- 
kaution auch ihnen einen erheblichen Vorteil einräumt *. In 
meinen Augen enthält überhaupt die Haager Übereinkunft 
einen wirklichen Fortschritt*. 

Wenn geklagt wird über die hohen Auslagen , welche 
die Exekution bezüglich der Kosten (Art. 12) in einzelnen 
Ländern (wie z. B. Italien) verursacht, so muss in dieser 
Beziehung später darauf hingearbeitet werden, dass hier eine 



*Ein Jurist, der für die Staatenkonferenzen nicht schwärmt, 
nämlich Vareilles-Sommieres sagt in seinem Werke La Synthese 
du droit international prive, II S. 384, über die E)xekutionspflicht 
des Urteils bezüglich der Kosten: C'est la force de chose ]ug6e 
reconnue ä une cat^gorie de jugements 6trangers. C^est une breche 
bien petite, ouverte dans le Systeme de la r^vision, qui regne 
encore dans plusieurs des Etats signataires. 

* Der schweizerische Bundesrat hat über die Materie eine sehr 
sorgfältige Botschaft ausgearbeitet (B. B. 1898, II S. 756). Darin 
kommt (S. 768) bezüglich der Ausländerkaution folgende Stelle vor : 
«Um im Auslande als Kläger aufzutreten, dazu braucht es viel 
Geld und Mut und fast unzweifelhaftes Recht. Es rechtfertigt sich 
nicht, diese ungünstige Stellung des Klägers durch entbehrliche 
Kautionsauflagen noch zu erschweren.» Diese Argumentation ist 
durchaus zutreffend, und wenn dagegen opponiert wird, so beweist 
der Kritiker nur, dass es ihm an der nötigen Erfahrung mangelt, 
die allein, den Rechtstitel geben kann, über diese Materie zu reden. 
Auch wird so vielfach übersehen, dass die Beseitigung 
der Ausländerkaution an einen bestimmten inter- 
nationalen Vorgang anknüpfen konnte, der s. Z. unan- 
gefochten passierte. Vgl. Art. 56,* des Übereinkommens be- 
treffend den Eisenbahnfrachtverkehr von 1890. Diese Bestimmung 
findet sich auch in Art. 56 des Bundesgesetzes betreffend den 
Transport auf Eisenbahnen und Dampfschiffen. Ferner ist hinzu- 
weisen auf Art. 6 B. G. betreffend die Ausdehnung der Haftpflicht 
aus Fabrikbetrieb (1887). 
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Besserung eintritt. Zu diesem Zwecke ist es nötig, 
das Material zu sammeln und bei einer Revision 
des Abkommens mit bestimmten Daten und Be- 
weisen aufzurücken. Am zweckmässigsten wäre es 
wohl, wenn die Praktiker ihre Erfahrungen mit Beweisen 
belegt dem schweizerischen Justizdepartement zur Kenntnis 
bringen würden. 



i 



n. 



Was den bestehenden Rechtszustand anbetrifft, 
so müssen zunächst einige allgemeine Bemerkungen voraus- 
geschickt werden. 

1. Wenn von der Exekution auswärtiger Urteile ge- 
sprochen wird, so muss man sich daran erinnern, dass es 
sich in der Regel nur um Zivilurteile (mit Einschluss 
der Schiedsgerichtsurteile) handelt. Es scheiden von vorne- 
herein aus: 

a) Strafurteile. Darunter fallen aber Urteile über zivil- 
rechtliche Deliktsklagen nicht und zwar auch dann 
nicht, wenn sie sich auf die Verletzung strafrecht- 
licher (oder polizeilicher) Normen beziehen '. 

b) Steuerentscheide, Bussendekreturen. 

Es muss sich sodann um ein definitives Urteil handeln. 
Was die Adhäsionsurteile anbetrifft, so kann darin in rechts- 
kräftiger Weise über einen zivilrechtlichen Anspruch ent- 
schieden werden, obschon der Streit mit der Behandlung des 
Strafurteils vereinigt und vom Strafgericht über ein zivil- 
rechtliches Petitum gleichzeitig und in demselben Verfahren 
mit dem Strafrechtsanspruch verhandelt und abgesprochen 



' Vgl. Dicey, A Digest of the law of England with reference 
to the conflict of laws with notes of American cases by Moore 1896, 
S. 220-222. 

Meili, Reflexionen 2 
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wurde. Gleichwohl erscheint das Urteil als ein Zivilurteil, 
soweit darin der Zivilanspruch beurteilt wird. Ob auswärtige 
Adhäsionsentscheide der Exekution unterliegen, hängt von 
der allgemeinen Frage ab, wie sich der interne Staat zu der 
Exekution von Urteilen überhaupt stellt und vom Inhalte 
der Staatsverträge. Das gleiche ist zu sagen bezüglich der 
Kontumazurteile. Was die Schweiz betrifft, so hindert Art. 59 
B. V., Staatsverträge vorbehalten *, die Anerkennung aus- 
ländischer Adhäsionsurteile — anders liegt die Sache jetzt 
interkantonal (A. E. XXIV 1. T. S. 457) ^ 

2. Es gibt keine allgemeine und positiv gestützte Rechts- 
theorie über die Exekution auswärtiger Zivilurteile, weil die 
Gesetzgebungen der einzelnen Staaten von ganz verschiedenen 
Gesichtspunkten ausgehen. Auch die Staatsverträge ruhen 
auf divergierenden Anschauungen. 

3. Scharf zu betonen ist der Unterschied zwischen 
Rechtskraft und Vollstreckung. Die Vollstreckung eines 
Urteiles kann nur auf Grund eines Aktes der internen Staats- 
gewalt, der von dem internen Gesetz abhängt, vor sich gehen, 
— man verwendet hier den Ausdruck des Exequatur, Visa, 
Pareatis^. Das ausländische Urteil ist mit andern Worten 



^ Vgl. A. E. XXV I. T., S. 495 (Staatsvertrag mit Frankreich 
und der Schweiz). 

^Mit diesem Entscheide ist eine ganze Serie früherer 
Urteile über den Haufen geworfen worden. Das Bundes- 
gericht legt nunmehr das entscheidende Gewicht auf Art. 61 der 
B. V., wornach bestimmt ist: Die rechtskräftigen Zivilurteile, die 
in einem Kanton gefällt sind, sollen in der ganzen Schweiz voll- 
zogen werden können. Ferner betonte es, auch das im Adhäsions- 
verfahren von einem Strafgerichte gefällte Urteil erscheine als ein 
Zivilurteil und es gehe in einem Bundesstaate nicht an, bloss die 
negative Wirkung der res iudicata anzuerkennen, dagegen die posi- 
tive Wirkung der Vollstreckbarkeit auf dem ganzen Gebiet der 
Eidgenossenschaft zu negieren. 

^In Anlehnung an römische Stellen könnte man von einem 
jussus sprechen. Eine Art Vorläufer des Exequatur kann in der Tat 
in dem jussus gefunden werden, der vom entscheidenden Richter 
(oder vom Kaiser?) an den Statthalter der Provinz behufs Exekution 
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im Inlande niemals ein Vollstreckungsurteil '. In Italien 
spricht man von einem giudizio di delibazione *. 

4. Die Gerichtsurteile der betreffenden einheimischen 
Konsuln sind nicht auswärtige Urteile (Duguit, im Journal 
1889, XVI, S. 42 und Blumer-Morel, Handbuch des schwei- 
zerischen Bundesstaatsrechts, 3. Aufl., I., S. 319 und 320). 
Die Urteile der Konsulargerichte spielen allerdings für die 
Schweiz keine grosse Rolle mehr. Die Konsulargerichtsbar- 
keit der Schweiz besteht nur noch in Persien ; denn in Japan 
ist sie bekanntlich abgeschafft worden. Immerhin muss ge- 
sagt werden, dass der Instanzenzug gegen Konsulargerichts- 
urteile bei uns höchst unbefriedigend ist (im Gegensatze zu 
andern Ländern). 

5. Die Urteile der gemischten Gerichte Egyptens (Tribun- 
aux mixtes) sind auswärtige Urteile; denn sie rühren von 
egyptischen Gerichten her. Fauchille kommt allerdings in 
einer Abhandlung unter Berufung auf das französische Gesetz 
vom 21. April 1832 (Ausführung der Rheinschifffahrtskonven- 



des in Rom erlassenen Urteils erteilt wurde. Vgl. 1. 15 § 1 de re 
judicata 42,1: Sententiam Romae dictam etiam in provinciis posse 
Praesides, si hoc jussi fuerint, ad finem persequi, Imperator noster 
cum patre rescripsit. Eine Vergleichung mit dem Art. r47 Code de 
Proc^dure civile ist sehr lehrreich, indem hier folgendes bestimmt 
wird: Les jugements rendus et les actes passes en P^ance seront 
executoires dans tout le Royaume sans visa ni pareatis, encore que 
Tex^cution ait Heu hors du ressort du tribufial par lequel les jugc;- 
ments ont ^t^ rendus ou dans le territoire duquel les actes ont (lid 
passes. 

* Vgl. Wach , Vorträge über die Reichszivilprozessordnung 
2. Aufl. (1896), S. 314. Dudley Field sagt in Outlines of an inter- 
national Code § 670: A foreign judgement cannot be executed with- 
in the territorial juridiction of a nation without its consent. Vgl. 
auch C. Norsa in Revue de droit international IX, .S. ^y und 8f); 
Foelix, Trait^ du droit international priv<3 4"»^ (^± \[^ N" 32^); Asser, in 
Revue de droit international I, S. 488; Vareilles-Sommi^^res, f^a 
Synthese du droit international priv<3 I, S. 13 

*Vgl. Art. 559 Codice di Proced. civ. - [beiläufig gesagt, ver- 
wendet auch der Codice di Proced civ. des Kantons T(?ssin /^Art 528; 
den erwähnten Terminas. 
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tion) zu dem nach ihm durch die Analogie gerechtfertigten 
Schlüsse, dass die Entscheidungen der egyptischen Tribunaux 
mixtes in Frankreich ohne weiteres exequierbar sein müssen *, 
allein die Ansicht ist nicht haltbar '^ De lege ferenda lässt 
sich sagen, dass gerade diese Urteile im Grunde inter- 
national ohne weiteres vollstreckt werden sollten, weil die 
auswärtigen Richter von den Grossmächten präsentiert 
werden und weil sie auf Grund international erlassener 
Gesetzbücher urteilen. 

6. Eine besondere Stellung nehmen die Urteile über den 
Status ein ; denn diese gelten ohne weiteres gegen Jedermann : 
es handelt sich dabei zwar nicht um eine actio in rem, da- 
gegen um ein Urteil, das in rem wirkt. 

7. Nun hat man vielfach betont, man müsse auch inter- 
national unterscheiden^: 

aj die positive Wirkung des Urteiles, d. h. die aus dem 
auswärtigen kondemnierenden Urteile hervorgehende 
Berechtigung, die Vollstreckung zu verlangen; 

bj die negative Wirkung, d. h. die Einrede, welche 
aus dem auswärtigen, den Rechtsanspruch ab- 
weisenden Urteile folge, dass nämlich der gleiche 
Rechtsanspruch im Inlande nicht noch einmal er- 
hoben werden könne. 

Huldigt man dieser Unterscheidung, so darf man nicht 
sagen, dass die für die Vollstreckung aufgestellten Voraus- 
setzungen (Exequatur) auch dann zu beobachten seien, wenn 
nur die negative Wirkung der res judicata geltend gemacht 
wird. Mit andern Worten: die Einrede der abgeurteilten 
Sache muss ohne materielle Nachprüfung auch dann 



»Fauchille, im Journal 1880, VIT., S. 457—463. 

^ Daguin opponiert gegen Fauchille daselbst 1889, XVI., S. 43, 
44 und 51. 

3 Vgl. dazu Keller, Über Litiskontestation und Urteil nach 
klassischem römischem Rechte (Zürich 1827), S. 223, Note 4. 
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zugelassen werden, wenn diese letztere für die Vollstreckung 
vorgeschrieben ist'. 



Die bestehenden Gesetze ruhen auf sehr ver- 
schiedenen Systemen und es ist nicht einfach, sie theoretisch 
zu klassifizieren*. Ich möchte das Material, soweit es mir 
bekannt ist, in folgender Weise gruppieren^. 



' Dieser Theorie huldigt man z. B. in England. Vgl. Piggot, 
Foreign judgments, their effect in the English courts I, S. 29—31 
(l. Aufl.). Ebenso in Italien. Vgl. Ottolenghi im Journal 1902, XXIX, 
S. 760. Anderer Ansicht ist das Deutsche Reichsgericht (VIII, 
S. 385-390): es findet, dass durch die deutschen Normen über die 
Vollziehung ausländischer Urteile im allgemeinen die Voraus- 
setzungen bestimmt seien, unter welchen sich eine Partei vor deutschen 
Gerichten zum Zwecke der Rechts Verfolgung oder Rechtsver- 
teidigung in prozessualischer oder materieller Beziehung auf das 
rechtskräftige Urteil eines ausländischen Gerichtes berufen kann. 

* Vgl. Asser in Revue de droit international I, S. 82, 408, 473 
(auch abgedruckt in dem Buche von Asser, Studien op het gebied 
van recht en Staat 1889, S. 247 ft'.), Lammasch in v. Holtzendorff^s 
Handbuch des Völkerrechts III, S. 397 ff.; Calvo, Le droit inter- 
national th^orique et pratique II, S. 356; VI, S. 156; Pradier-Foder^, 
Trait^ de droit international public europ^en et am^ricain III,. 
N« 1818—1831. Die neueste Bearbeitung der Materie liefert Enrico 
La Loggia, La esecuzione delle sentenze straniere (in materia ci- 
vile) 1902. 

^ Die efnzelnen Schriftsteller gehen verschieden vor. So unter- 
scheidet z. B. Phillimore Commentaries upon international law IV, 
S. 762 und 763, § 939 drei Hauptgruppen, nämlich die Staaten, 
welche der Reziprozität huldigen, die Staaten, welche, wie 
Frankreich, eine materielle Nachprüfung vornehmen, und die 
englisch-amerikanischen Staaten, «which recognize, without regard 
to the principle of reciprocity, the authority of judgment of a com- 
petent foreign tribunal». Martens, Trait^ de droit international II, 
S. 495 und 4% unterscheidet drei verschiedene Kategorien, nämlich 
die der unbeschränkten Nachprüfung, die des Exequatur unter be- 
stimmten Voraussetzungen und die der Exekution fremder Urteile 
gegen Angehörige eines auswärtigen Staates. La Loggia, La 
esecuzione delle sentenze straniere stellt sechs Typen zusammen 
(S. 147 ff.). 
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I. Es gibt Staaten, in welchen die Gesetz- 
gebung einen Zwang, auswärtige Zivilurteile zu 
exequieren, nur auf Grund eines Staatsvertrages 
anerkennen. Prinzipiell wird darnach beim Mangel 
eines Staatsvertrages eine materielle Nachprüfung 
(rävision au fond) statuiert. 

1. Das Wesen dieses Systemes liegt darin, dass der 
Richter des Exekutionsstaates neu in die Sache 
selbst eintritt und dass für ihn das auswärtige 
Urteil absolut nicht bindend ist. 

2. Diesem Systeme huldigen eine Reihe von Staaten. 

1. Das französische Recht. 

1. Massgebend sind hier folgende Bestimmungen des 
Gesetzes * : 



Art. 546 des Code de Proc^dure civile. 



Les jugements rendus par les 
tribunaux ^trangers, et les actes 
re<;:us par les officiers ^trangers, 
ne seront susceptibles d'ex^cu- 
tion en France, que de la ma- 
niere et dans les cas pr^vus par 
les articles 2123 et 2128 du Code 
Napoleon. 



Urteile, welche von auslän- 
dischen Gerichten erlassen, und 
Akte, welche von auswärtigen 
Beamten aufgenommen sind, 
sind im Inlande nur auf die 
Weise und in den Fällen voll- 
streckbar, welche in den Artikeln 
2123 und 2128 des Zivilgesetz- 
buches vorgesehen sind. 



Die Art. 2123 und 2128 des Code civil, auf welche hier 
Bezug genommen wird, lauten folgendermassen : 



' Vgl. Moreau, Effets internationaux des jugements en matiere 
civile (1884). Lachau und Daguin, De Texecution des jugements 6tran- 
gers d'apres la jurisprudence fran<;:aise (Paris 1889). Ch. Constant, De 
Tex^cution des jugements ^trangers dans les divers pays. 2. Aufl. 
(Paris 1890). Daguin, De l'ex^cution des jugements ^trangers en 
France im Journal 1888, XV., S. 33; 1889, XVI., S. 39. Vareilles- 
Sommi^res, La Synthese du droit international priv^ II, S. 12. 
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Art. 2123. 

L'hypoth^que judiciaire r^- 
sulte des jugements, soit con- 
tradictoires, soit par defaut, d6- 
finitifs ou provisoires, en faveur 
de celui qui les a obtenus. Elle 
r^sulte aussides reconnaissances 
ou v^rifications, faites en juge- 
ment, des signatures appos^es 
ä un acte obligat oire sous seing 
priv^. — Elle peut s'exercer sur 
les immeubles actuels du d^bi- 
teur et sur ceux qu'il pourra 
acqu^rir, sauf aussi les modifi- 
cations qui seront ci-aprds ex- 
prim^es. 



Les d^cisions arbitrales n^em- 
portent hypoth^que qu'autant 
qu'elles sont rev^tues de l'or- 
donnance judiciaire d*ex^cution. 
L'hypoth^que ne peut pareille- 
ment r^sulter des jugements 
rendus en pays ^tranger, qu^au- 
tant qu'ils ont 6t^ d^clar^s ex^cu- 
toires par un tribunal fran<;:ais, 
Sans pr^judice des dispositions 
contraires qui peuvent etre dans 
les lois politiques ou dans les 
trait^s. 



Art 2128. 

Les contrats passes en pays 
^tranger ne peuvent donner 
d'hypoth^que sur les biens de 
France, s'il n^ a des dispo- 
sitions contraires ä ce principe 
dans les lois politiques ou dans 
les trait^s. 



Art. 2123. 

Die gerichtliche Hypothek 
entsteht aus Urteilen zum Vor- 
teile desjenigen, welcher sie er- 
wirkt hat, es mögen nun die- 
selben kontradiktorische oder 
Kontumazialürteile, definitiv 
oder provisorisch sein. Sie ent- 
steht gleichfalls aus den bei 
Gerichten erfolgten Anerken- 
nungen und Verifikationen der 
Unterschritten, die sich unter 
einer verbindlichen Urkunde 
unter Privatunterschrift befin- 
den. — Sie kann an den wirk- 
lich erworbenen Immobilien des 
Schuldners und an denjenigen, 
die er etwa noch erwirbt, geltend 
gemacht werden, vorbehaltlich 
der Einschränkungen, welche 
unten angegeben werden sollen. 

Schiedsrichterliche Entschei- 
dungen bewirken nur dann eine 
Hypothek, wenn sie mit der ge- 
richtlichen VoUstreckbarkeits- 
Ordonnanz versehen sind. — 
Eine Hypothek kann gleichfalls 
aus Urteilen, welche im Aus- 
lande ergangen sind, nur dann 
entspringen, wenn sie von einem 
inländischen Gerichte für voll- 
streckbar erklärt worden sind; 
unbeschadet der entgegenstehen- 
den Verfügungen, welche in den 
Staatsgesetzen oder den Staats- 
verträgen etwa enthalten sind. 

Art. 2128. 

Verträge, welche im Aus- 
lande geschlossen sind, können 
auf die im Inlande gelegenen 
Güter keine Hypothek ver- 
schaffen, wenn nicht die Staats- 
gesetze oder Staatsverträge Be- 
stimmungen enthalten, welche 
von diesem Grundsatze ab- 
weichen. 



rg^ii 
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Zum Verständnis dieser Normen ist noch hinzui^eisen 
auf die französische Ordonnance von 1629 (Code Michaud), 
die in Art. 121 bestimmte: 

Les jugements rendus, contrats des obhgations re^es 
es royaumes et souveraintfe dtrang^es ponr quelque 
cause que ce soit, n^am'ont aacane bypoth^que ni exe- 
cution en notre dit royanme; ains tiendront les con- 
trats lieu de simples promesses: et nonobstant les juge- 
ments, nos Sujets cofttre lesquels its auront iti rendus, 
pourrottt de nouveau dibattre leurs droits comtne entiers 
par-devant nos officiers. 

2. Aus der französischen Gerichtspraxis ist z. B. hinzu- 
weisen auf Journal XXIX, S. 595; 601 ff. Am letztem Ort 
wird der Satz aufgestellt: II r^sulte des art. 2123, 2128 
C. civ. et de Tart. 546 C. proc. civ., qu'en Tabsence de Con- 
ventions diplomatiques, les decisions judiciaires rendues par 
un tribunal etranger sont soumises, quand Texecution en est 
demandee en France, ä la r^vision des tribunaux francais 
qui ont le droit de les examiner tant en la forme qu'au fond. 

2. Die Niederlande. 

Der Standpunkt des niederländischen Code de procedure 
civile kennzeichnet sich durch die Bestimmung des Art. 431, 
welcher folgendermassen lautet: 

Sauf les cas expressement pr^vus par la loi, les juge- 
ments rendus par les juges ou tribunaux etrangers ne 
seront pas executoires dans le royaume. 

Les proces pourront eire instruits de nouveau devant 
le juge Xeerlandais et y etre termines. 

Dans les cas ci-dessus except^s le jugement des juges 
ou des tribunaux etrangers ne sera ex^cute dans le 
royaume, que si le tribunal de Farrondissement dans le 
ressort duquel le jugement doit ^tre execute, en autorise 
Tex^cution sur requöte dans la forme mentionn^e ä 
Tarticle precedent. 

Wenn die Prozessordnung von Ausnahmsfällen spricht, 
so ist daraufhinzuweisen, dass es nur. eine Ausnahme gibt, 
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wenn nämlich die grosse Havarei im Auslande von den 
zuständigen Behörden festgestellt wird : ein darauf gestütztes 
Urteil muss vom niederländischen Gerichte als vollstreckbar 
erklärt werden. Abgesehen davon, findet in den Niederlanden 
eine VoUstreckimg ausländischer Urteile nicht statt*. 

3. Russland. 

Auf Grund der §§ 1273—1281 der russischen Zivilprozess- 
ordnung ist davon auszugehen, dass für die Exekution aus- 
ländischer Urteile ein Staatsvertrag verlangt werden muss. 
Der zitierte Art. 1273 bestimmt': 

Les jugements rendus par les tribunaux ^tfangers 
sont susceptibles d*ex6cution conform^ment aux regles 
^tablies ä ce sujet par les trait^s et Conventions Dans 
les cas oü ces trait^s et Conventions n'ont pas d^fini les 
regles d^apr^s lesquelles Tex^cution aura lieu, on doit 
observer Fordre indiqu^ dans les articles suivants. 

Art. 1279 bestimmt: 

Les tribunaux, qui ont ä connattre de ces affaires, 
n'ont pas ä examiner le fond du litige tranch^ par un 
tribunal ^tranger. Ils n^ont ä juger que le point suivant : 
savoir si le jugement cn question contient des disposi- 
tions contraires ä Tordre public ou interdites par les lois 
de FEmpire. 

Martens verfocht die Ansicht, dass für die Exekution 
eines auswärtigen Zivilurteils nicht unbedingt ein Staats- 
vertrag gefordert werden könne (Journal V, S. 139). Allein 
im Gegensatz zu einem Entscheide von 1873 sprach der 
dirigierende Senat im Jahr 1882 aus, ein Staatsvertrag sei 
die unbedingte Voraussetzung der Exekution der fremden 



'H. L. Asser in dem Werke von Leske und Löwenfeld, Die 
Rechtsverfolgung im internationalen Verkehr I., S. 508 und III. Teil 

« Martens-L^o, Trait^ de droit international II, p. 498. 
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Urteile (B. B. 1883 II, S. 1037). Martens opponiert ^egen 
diese Auffassung'. 

4, Peru. 

Ein hervorragender Schriftsteller, der Peru genau kennt, 
nämlich Pradier-Fod^r^, führt aus*: 

Une sentence definitive rendu par un tribunal 
etranger et düment l^galis^ produirait des effets, au 
P^rou, comme instrument public et lorsqu'elle serait 
pr^sent^e comme moyen de preuve. 

Allerdings behält Art. 942 des Zivilprozessgesetzes die 
Staatsverträge vor*. 



II. Es gibt Staaten, in welchen als massgeben- 
des Erfordernis für die Exekution die Reziprozi- 
tät aufgestellt ist. 

1. Das Wesen dieses Systems liegt darin, dass der 
interne Staat die Frage prüft, ob der ausländische Staat, um 
dessen Urteil es sich handelt, auch die Internen Urteile ohne 
Revision exequiert oder ob er Grundsätze aufstellt, die für 
den internen Staat sogar günstiger sind. 

2. Unter dieses System fallen viele Staaten. 

1. Das Deutsche Reich. 

§ 328 der Zivilprozessordnung versagt einem auswärtigen 
Urteile die Anerkennung u. a. «wenn die Gegenseitigkeit 
nicht verbürgt ist». 



' Martens-Leo, Traite de droit international II, p. 500-502. 

2 Pradier-Fod^r^ im Journal 1879, VI, S. 266. 

3 Eine Bestimmung über die Exekution der Zivilurteile enthält 
z. B. der Handels- und Schifffahrtsvertrag zwischen Peru und 
Italien von 1874. 
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2. Österreich. 

Entscheidend ist § 79 der österreichischen Exekutions- 
ordnung von 1896. 

1. Die in § 79 erwähnten «Regierungserklärungen» 
liegen dann vor, wenn zwei Staaten übereinstimmend ur- 
kundlich feststellen, dass die Gegenseitigkeit nach den beid- 
seitigen Gesetzen existiere. Jene Erklärungen können übrigens 
auch schon darin gefunden werden , dass eine Regierung 
die Gegenseitigkeit als vorhanden deklariert. 

2. Die Verbürgung ist auch hier im gleichen Sinne wie 
im deutschen Rechte zu verstehen *. 

3. Spanien. 

Art. 925 des spanischen Zivilprozessgesetzes bestimmt 

als Voraussetzung für die Exekution auswärtiger Zivilurteile 

gournal XI, 1884, S. 373): 

lo qu'il s'agisse d*un jugement rendu ä la suite d^une 
action personnelle. 

2o qu'il ne soit pas rendu par d^faut. 

30 qu'il ait pour objet une action licite en Espagne. 

40 qu'il r^unisse les qualit^s requises par les lois du pays 
oü il a ^t^ rendu pour ^tre consid^r^ comme authen- 
tique, et les qualit^s requises par les lois espagnoles 
pour faire foi en Espagne. 

4. Rumänien. 

Art. 374 des Code de Proc^dure von Rumänien 
bestimmt : 



* Die in § 79 der österreichischen Exekutionsordnung ent- 
haltene Voraussetzung einer Regierungserklärung, durch welche 
die Verbürgung der Gegenseitigkeit von Urteilen dargetan wird, 
besteht im Verhältnisse zwischen Österreich und dem Kanton 
Waadt: sie ist am 10. Dezember 1897 erflossen (v. Canstein im 
Werke von Leske und Löwenfeld Die Rechtsverfolgung im inter- 
nationalen Verkehr III T. I, S. 325). In diesem Sinne ist die Notiz 
des Bundesrates (B. B. 1900, I, S. 786) zu modifizieren. 



I^aA. 
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Les d6cisions judiciaires rendues en pays ^tranger 
ne peuvent 6tre ex6cut6es en Roumanie que de la 
mani^re dont les sentences roumaines sont ex^cut^es 
dans le pays en question et pourvu qu*elles soient 
d^clar^es ex^cutoires par les juges roumains corap^tents '. 



5. Schweden. 

Das Gesetzbuch von 1794 enthält keine Bestimmungen, 
dagegen prävaliert das Prinzip der Reziprozität auf Grund 
alter Gewohnheit (d'Olivecrona im Journal 1880, VII, S. 83 
bis 87). - 

6. Einzelne Kantone der Schweiz. 

Die kantonalen Prozessordnungen stehen, soweit sie die 
Frage überhaupt ordnen, auf dem Boden der Reziprozität, 
ohne freilich in diesem F'alle immer eine effektive Exekution 
ohne Nachprüfung ausdrücklich und förmlich zu statuieren. 
Indessen wird sie in Tat und Wahrheit gewährt, wenn die 
Reziprozität vorliegt und die übrigen normalen Voraus- 
setzungen als vorhanden nachgewiesen werden. Das gilt 
von folgenden Kantonen: 

1) Zug (Prozessordnung § 158, <,) 

2) St. Gallen (Zivilprozessordnung von 1900, Art. 339) 

3) Luzern (Zivilrechtsverfahren von 1895, § 331) 

4) Unterwaiden nid dem Wald (Gesetz von 1890, § 173) 

5) Schwyz (Zivilprozessordnung von 1900, § 307) 

6) Graubünden (Verfahren in bürgerlichen Rechts- 
sachen, Art. 305-306) 



* Vgl. Petroni, De Tex^cution des actes et jugements ^trangers 
en Roumanie im Journal 1879, VI, S. 351—358; Djuvara, De Tex^ 
cution des jugements ^trangers en Roumanie im Journal 1891, 
XVIII, S. 452—459 und Klein, die Frage des Vollzuges deutscher 
Zivilurteile in Rumänien in der Zeitschrift für internationales Privat- 
und Strafrecht VII, S. 17-23. 



1 
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7) Aargau (Zivilprozessordnung von 1900, § 378) 

8) Waadt (Zivilprozessordnung, Art. 519). 

Es gibt eine Reihe schweizerischer Kantone, in welchen 
die Frage nicht ausdrücklich geordnet ist, allein auch dann 
muss davon ausgegangen werden, dass die Wahrung der 
Reziprozität in erster Linie verlangt wird. 

Andere Kantone verweisen auf die Staatsverträge (z. B. 
Unterwaiden ob dem Wald, Art. 246) oder auf eine Weisung 
der obern Instanz (Thurgau, Prozessordnung § 292). 



III. Es gibt Staaten, welche ohne Rücksicht 
auf die Reziprozität das Prinzip der Anerkennung 
der auswärtigen Zivilurteile aufstellen, welche 
also die materielle Nachprüfung ausschliessen 
und genau zum voraus gegenüber allen Staaten 
in allgemein verbindlicher Weise sagen, worüber 
allein das Vollstreckungsgericht eine Kognition 
eintreten zu lassen habe. 

Diesem System huldigen wenige Staaten. 

1. Italien. 

1. Es ist hier auf Art. 10 der bekannten Disposizioni 
und auf Art.. 941 Codice di procedura civile zn verweisen '. 



* F. Fiore, Effetti internazionali delle sentenze e degli atti (1874). 

— C. Norsa in Revue de droit international VIII, S. 647; IX, S. 78; 
207. — Fusinato Esecuzione delle sentenze straniere (1884). — Matti- 
rolo Trattato di diritto giudiziario civile italiano IV Ed. VI, S. 877. 

— Ricci, Commento al codice di procedura civile italiano 7 ed. 
Firenze 1895, III, No. 594— 624 (S 648— 679). — Gianzana, Lo straniero 
nel diritto civile italiano. Commento agli art. 6-12 Disposizioni 
preliminari art. 3 Codice civile e relativi art. 105—107, 941—950, 
Procedura civile vol. I, No. 27—245. — Enrico La Loggia, La ese- 
cuzione delle sentenze straniere S. 209 (No. 117) ff. 
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In Italien muss der Appellationshof", in dessen Kreis der 
Beklagte wohnt, die Exekution im summarischen Wege be- 
willigen (giudizio di delibazione *). Die Bedingungen, unter 
welchen die Exekution zu gewähren ist, sind im Gesetze 
niedergelegt. Der Appellhof kann nach Art. 941 bloss prüfen : 

a) ob das Urteil von dem zuständigen Gericht er- 
lassen ist, 

b) ob die Parteien vorschriftsgemäss vorgeladen waren, 

c) ob sie gesetzmässig vertreten gewesen oder in 
gesetzlicher Weise kontumaziert worden sind, 

d) ob das Urteil Bestimmungen enthält, die der öffent- 
lichen Ordnung oder dem öffentlichen Rechte Italiens 
widersprechen. 

2. In Art. 950 des Codice di procedura civile ist aller- 
dings ein Vorbehalt wegen der Staatsverträge gemacht: 

Le disposizioni di questo titolo sono subordinate a 
quelle delle convenzioni internazionali e delle leggi 
speciali. 

2. Der Kanton Baselstadt. 

Laut § 258 der Zivilprozessordnung des Kantons Basel- 
stadt wird über die Vollstreckung von Schiedsgerichtsurteilen 
und von Urteilen auswärtiger Gerichte folgendes bestimmt: 

In die Streitsache selbst soll nicht eingetreten werdeh, 
und es sind daher Einwendungen gegen die Gerechtig- 
keit oder Billigkeit des Urteils unzulässig. 

Die Verweigenmg der Exekution kann sich nur 
gründen auf Einwendungen : 

1) gegen die Befugnis des Schiedsgerichtes zu der 
in Frage liegenden Verfügung bezw. g^g^n die 
Kompetenz des betreffenden auswärtigen Ge- 
richtes ; 

*Der Ausdruck delibare (gustare) kann in der deutschen 
Sprache nicht gut wiedergegeben werden. In der französischen 
Sprache verwendet man in Anlehnung an den italienischen Aus- 
druck die Bezeichnung der Proc^dure de delibation. 
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2) gegen die Rechtskraft und die Authentizität des 
Urteils; 

3) gegen die Art und den Umfang der verlangten 
Exekution, namentlich hinsichtlich der geforder- 
ten Kosten. 

Zulässig sind ferner Einwendungen, die sich gründen 
auf gänzliche oder teilweise Tilgung des Anspruches. 



IV. Es gibt einen Staat, in welchem die Voll- 
streckung eines ausländischen Urteils zwar gegen 
Ausländer stattfindet, nicht aber gegen Inländer. 

Dieser Staat ist Griechenland (Saripolos im Journal 1880, 

VII, S. 173). Asser sagt dazu (Revue de droit international I, 

S. 94): 

II paralt qu'en Gr^ce la l^gislation sur cette matiere 
est positivement bas^e sur la distinction entre ^trangers 
et nationaux. Quand Fune des parties est un regnicole, 
Tordre d^ex6cution ne peut ^tre d^livr6 que par le tribu- 
nal de premi^re instance. 11 sera refus^ en deux cas: 

P si le jugement ^tranger est en contradiction 
avec des faits prouväs, 

2^ s41 est contraire ä des lois prohibitives du 
royaume de Gr^ce. 

Entre ätrangers l'ordre d'ex^cution est donn^ par 
le President du tribunal sans rävision. 



V. Es gibt Staaten, in welchen die Frage durch 
positive Gesetze überhaupt nicht geordnet ist. 

Hieher gehört das englisch-amerikanische Recht. 

1. Die englische Theorie und Praxis* trifft in Anlehnung 
an die Ausführungen von Burgundus (Tractatus III, N<> 1 ff.) 
neben der bekannten Unterscheidung in bewegliche und un- 
bewegliche Güter auch eine solche bezüglich: 



* Pigott, Foreign judgments, their eifect in the English courts 
1 1879, II 1881 (es erschien eine zweite Auflage) ; Alexander, De l'exe- 
cution des jugements ^trangers en Angleterre im Journal V 1878, 
S. 22; VI 1879, S. 135, 516. 



.^ 
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a) der Urteile in rem. Darunter sind Erkenntnisse 
über den Status zu verstehen; 

h) die Urteile in personam. 

Diese Scheidung erklärt sich aus der Tatsache, dass die 
englische Theorie und Praxis sich bezüglich des internationalen 
Privat- und Prozessrechts unmittelbar an die niederländisch- 
belgische Schule anlehnte und sich von ihr beherrschen liess. 

2. Im englisch-amerikanischen Rechte herrscht ebenfalls 
Streit darüber, ob die auswärtigen Urteile «re-examinable» 
seien. Vielfach wird gesagt, dass sie einer Revision unter- 
zogen werden können darüber, ob sie auf Grund eines Be- 
truges oder einer offenbaren Ungerechtigkeit zustande ge- 
kommen seien *. 



Auf Grund der Staats vertrage ist die interne 
Gesetzgebung mehrfach modifiziert worden. 

Angesichts der überaus grossen Dissonanzen der posi- 
tiven Gesetze und angesichts der hohen praktischen Be- 
deutung der Frage haben einzelne Staaten Staatsverträge 
abgeschlossen, welche die Vollziehung der auswärtigen Zivil- 
urteile zum Gegenstande haben. Die Tenorisierung und die 
Bedeutung der Staatsverträge ist verschieden und zwar nicht 
bloss von Land zu Land, sondern dergestalt, dass auch die 



* Story, Conflict of laws § 601 ff. ; Asser, Revue de droit inter- 
national I, S. 93—91. Story bemerkt in § 608: The general doctrine 
maintained in the American courts in relation to foreign judgments 
certainly is that they are prima facie evidence, but that Ihey are 
impeachable. But how far and to what extent this doctrine is to 
be carried does not seem to be definitely settled. It has been declared 
that the Jurisdiction of the court, and its power over the parties 
and the things in controversy, may be inquired into; and that the 
judgment may be impeached for fraud. Beyond this no definite 
lines have as yet been drawn. Phillimore IV, § 949, zitiert den 
Ausspruch von Story (§ 608) wörtlich. 
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von dem einen und gleichen Staate abgeschlossenen Ver- 
trüge auf völlig divergenten Grundlagen ruhen *. 

Einzelne Staaten (wie England und das neue Deutsche 
Reich) haben keine Staatsverträge über die Materie abge- 
schlossen. 

I. Es gibt Staatsverträge, welche die Fora 
eingehend fixieren und die gegenseitige Exeku- 
tion vonUrteilen aufGrund eines Exequaturver- 
fahrens mit Ausschluss einer materiellen Nach- 
prüfung statuieren. 

Hieher gehört : 

1. der französisch-schweizerische Staatsvertrag 1869. 

Die Exekution solcher Zivilurteile ist hier zugesichert, 
welche sich auf Streitigkeiten zwischen Schweizern und 
Franzosen beziehen, sofern die Urteile auf denjenigen Com- 
petenzgründen beruhen, welche im Staats vertrage bezeichnet 
sind. 

Früher wurde in der Schweiz ausgesprochen, für die 
Anwendbarkeit des zweiten Teils des Staatsvertrags (Art. 15 ff.) 
komme es auf die Nationalität der Parteien nicht an (A. E. IV, 
S. 764; XXV, 1. T., S. 497 und 498). Urteile französischer 
Gerichte gegen einen in der Schweiz wohnhaften Franzosen 
wurden deswegen bei uns auch dann exequiert, wenn der 
Beklagte gestützt auf Art. 15 Code civil belangt wurde. Für 
diese Auffassung wurde geltend gemacht*, der zweite Teil 
des Staats Vertrages sei unabhängig vom ersten und die 
Pflicht der Vollziehung bestehe immer dann, wenn nicht 
eines der Vollstreckungshindernisse des Art. 17 vorliege. 

Diese konstante Praxis ist vor kurzer Zeit 
vom schweizerischen Bundesgerichte umgestossen 
worden. Der Gerichtshof sprach aus, dass der in der 



'Ein hartes Urteil über die Redaktion und Präparation der 
Staatsverträge, welche Italien abgeschlossen hat, fallt Fedozzi Gli 
enti collettivi nel diritto intemazionale privato 1897, p. 83. 

Meili, Reflexionen 3 
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Schweiz domizilierte Franzose sich gegen ein in Frankreich 
von einem Franzosen errichtetes Urteil auf Art. 59 , B. V. 
berufen könne (A. E. XXV 1 T. S. 94—97). Es wurde betont, 
die Norm des Art. 59, B. V. repräsentiere einen öffentlich- 
rechtlichen Satz, es bestehe kein Anhaltspunkt dafür, dass 
die Schweiz auf eine selbständige Beurteilung der Kompetenz 
verzichtet habe und Art. 15 des Staatsvertrages erleide 
wesentliche Beschränkungen durch Art. 17. Die Vollziehung 
könne also dann verweigert werden, wenn der Entscheid 
von einer inkompetenten Behörde gefällt worden sei. Der 
neue Standpunkt des Bundesgerichts istvonher- 
vorragender Bedeutung*. 

Die Fora sind nicht vereinbart für Klagen : 
a) aus Delikten, 
h) aus ehelichem Güterrechte. 

2. Der Staatsvertrag zwischen Frankreich und Belgien 
von 1899/1900. 

IL Es gibt Staatsverträge, welche wenigstens 
einzelne Fora aufstellen und die Exekution der 
Urteile auf Grund eines Exequatur Verfahrens 
ohne materielle Nachprüfung aussprechen. 

Hieher gehört der Staatsvertrag zwischen Frankreich 
und dem Grossherzogtum Baden vom 16. April 1846. Als 
Kompetenzgründe sind aufgeführt (Art. 2): 

1) das Domizil des Beklagten, 

2) der Ort der gelegenen Sache, 

3) der Ort der Eröffnung der Erbschaft, 

4) der Niederlassungsort einer Gesellschaft, 

5) der Ort, welchen die Parteien zum Wohnsitze «für 
den Vollzug eines Vertrages» erwählt haben. 



' Morel hatte s. Z. die frühere Praxis mit grosser Entschieden- 
heit bekämpft (Handbuch Blumer-Morel III, S. 537, Note ****). 
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In Art. 18 der Zusatzkonvention vom 11. Dezember 1871 
zum Friedensvertrage des Deutschen Reichs mit Frankreich 
vom 10. Mai 1871 heisst es: 

Ferner wird verabredet, dass die Bestimmungen des 
Badisch-Französischen Rechtshülfevertrages v. 16. April 
1846 vorläufig auf Elsass-Lothringen angewandt werden 
und dass die darin bezeichneten Verhältnisse für die 
Beziehungen zwischen den abgetretenen Gebieten und 
Frankreich bis auf weiteres als Richtschnur dienen sollen. 

III. Es gibt Staatsverträge, welche gar keine 
Fora aufstellen, dagegen gleichwohl die Exe- 
kution der Urteile auf Grund eines Exequatur- 
Verfahrens und nach Feststellung gewisser for- 
meller Requisite mit Ausschliessung einer ma- 
teriellen Nachprüfung versprechen. 

Hieher gehören folgende Verträge : 

1. Der Staats vertrag vom 24. März 1760 zwischen 
Frankreich und Sardinien mit der Deklaration von 1860 
zwischen Frankreich und Italien. 

In dem trait6 de limite et de juridiction wird gesagt 

(Art. 22): 

Pour favoriser Fex^cution r^ciproque des d^crets 
et jugements, les Cours supr^mes d^f^reront de part et 
d'autre ä la forme du droit aux r^quisitions qui leur 
seront adress^es ä ces fins meme sous le nom des dites 
Cours. 

Am 11. September 1860 wurde dann zwischen Frank- 
reich und Italien eine Deklaration aufgestellt: 

D^sirant ^Carter ä l'avenir toute esp^ce de doute et 
difficult^ dans Tapplication que les cours des deux pays 
sont appel^es ä en faire (de Tart. 22 ci-dessus), lesgouverne- 
ments de France et de Sardaigne ä la suite d'explications 
mutuellement ^chang^es, sont convenus quUl doit €tre 
interpr^t^ de la mani^re suivante : 

II est express^ment entendu que les Cours en d^f^rant 
ä la forme de droit et aux demandes d'ex^cutions des 
jugements rendus dans chacun des deux Etats, ne de- 
vront faire porter leur examen que sur les trois points 
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suivants: lo Si la decision emane d*une juridiction com- 
p^tente ; 2« si eile a 6te rendue, les parties düment citees 
et l^galement repr^sent^es ou d^faillantes ; — 3*> si les 
r^gles du droit public ou les int^r^ts de Tordre public 
du pays, oü Tex^cution est demand^e, ne s'opposent pas 
ä ce que la decision du tribunal etranger ait son ex^- 
cution. 

La präsente declaration servira de r^gle aux tribunaux 
respectifs dans l'ex^cution du § 3 de Tarticle 22 du trait6 
de 1760. 

Die «lettres rogatoires» sind obligatorisch (Journal V, 
1878, S. 7—9; X, 1883, S. 165-168). 

Allerdings wurde diese Interpretation sehr energisch 
(speziell von de Lachenal) angefochten mit Hülfe einer geist- 
reichen Variante, indem man sagte, der Staatsvertrag laute 
folgendermassen : 

Les Cours d^fereront .... aux r^quisitoires qui leurs 
seront adress^s ä ces fins, m^me sous le nom des dites 
Cours. 

Mit dieser Verstellung des Komma* ist der Vertrag in 
der Tat bei Foelix II, S. 67 zitiert. Allein damit stimmen 
eben die oflfiziellen Verträge nicht. Für die Notwendigkeit 
der gerichtlichen lettres rogatoires sprach sich auch Daguin 
aus (Journal 1889, XVI, S. 57/58). Diese lettres rogatoires 
müssen von demjenigen Gerichte ausgehen, welches die Ent- 
scheidung erlassen hat (Journal 1883, X, S. 52 und 53). 

Es ist übrigens sehr beachtenswert, dass Italien die 
französischen Urteile nicht exequiert, die gegen Italiener auf 
Grund des berüchtigten Art. 14 Code civil erlassen werden ^. 



'La Loggia, La esecuzione delle sentenze straniere No 72 
(S. 128) opponiert auch gegen die «virgola del Lachenal», wie schon 
vor ihm Lachau und Daguin, De Tex^cution des jugements 6trangers 
1889, S. 188-191. 

2 Ricci, Commento al codice di procedura civile italiano, 
7. Auflage, III, S. 668, nennt die auf diese Norm gestützte Kompe- 
tenz una competenza eccezionale o odiosa. Vgl. auch S. 668 u. 669. 
Moreau, Effets internationaux des jugements en mati^re civile 
S. 210, No. 205. Gianzana, Lo straniero nel diritto civile italiano 
vol. I parte III, No. 114, S. 77. 
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2. Die Konvention zwischen Italien und Serbien von 
1880 iBuUetin de la soci6t6 de 16gislation compar^e XXV, 
1896, S. 534 und 535). 

3. Der spanisch-italienische Staatsvertrag sur TexÖcution 
des jugements ätrangers vom 30. Juni 1831 (Journal XI, 1884, 
S. 373). Er bestimmt, dass die Exekution unter folgenden 
Bedingungen stattfinde: 

lö que la sentence ou ordonnance ne soit pas manifeste- 
ment injuste, 

2o qu'elle ne soit pas nulle par d^faut de juridiction de 
citation ou de mandat, 

3» qu^elle ne soit point contraire aux lois prohibitives 
de PEtat dans lequel on en demande Tex^cution. 

Indessen wird behauptet, dass dieser Staatsvertrag dahin- 
gelallen sei, weil Art. 925 des spanischen Zivilprozessgesetzes 
von 1855 die materielle Nachprüfung ausschliesst und eben- 
so Art. 941 des italienischen Codice di procedura civile 
(Journal XI, 1884,. S. 373 und 374). 

4. Der Staatsvertrag zwischen Spanien und der Schweiz 
(N. F. XVI, S. 780). 

5. Der Staatsvertrag zwischen Italien und Peru (Art. 18 
des Handels- und Schifffahrtsverttages von 1874. Nouveau 
recueil g^näral de traitäs et autres actes relatifs aux rapports 
de droit international Deuxi^me Särie VI, p. 660—665; auch 
abgedruckt bei Gianzana Lo straniero nel diritto civile italiano 
vol. I parte III, No. 156, p. 329). 

IV. Es gibt einen einzigen Staatsvertrag, 
welcher keineFora aufstellt aber gleichwohl die 
Exekution von Urteilen ohne jede weitere Vor- 
aussetzungen statuiert. 

Dies ist die Vereinbarung zwischen dem Grossherzogtum 
Baden und Österreich von 1838 modifiziere 1856, welche 
Vereinbarung auf die ganze Österreich-Ungarische Monarchie 
ausgedehnt wurde. 
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V. Es gibt auch Staatsverträge welche ein- 
fach die Reziprozität statuieren. 

Hieher gehört die Erklärung von 1885 zwischen dem 
schweizerischen Bundesrate und der k. k. österreichisch- 
ungarischen Regierung über die Vollziehung der Zivilurteile 
aus dem Kanton Waadt in Österreich-Ungarn (Eidg. S. G. 
N. F. VIII, S. 83/84). Ob darin ein wirklicher Staatsvertrag 
vorliegt, ist hier nicht zu untersuchen. 



m. 



Angesichts der vielen Dissonanzen in den positiven 
Gesetzen und der verschiedenen Ausgangspunkte der Staats- 
verträge drängt sich die Frage auf, ob es nicht möglich sein 
dürfte, zu einer gewissen Einigung auf dem internationalen 
Boden zu gelangen. Diese Frage ist zweifellos zu bejahen 
und ich möchte die mir hier gebotene Gelegenheit benützen, 
einige Gedanken darüber zu entwickeln und die ganze 
Situation in kurzen Strichen einigermassen zu beleuchten'. 

1. 

Davon kann meines Erachtens keine 
Rede sein, dass die interne Gesetz- 
gebung ein für alle Male den Satz 
statuiert, ausländische Zivilurteile 
seien einfach zu exequieren. 

• Ebensowenig ist es angezeigt, z.B. 
innerhalb des Rechtsgebietes der bis- 



' Es ist de lege ferenda namentlich auf die Resolutionen des 
Institut de droit international zu verweisen, abgedruckt im Annu- 
aire I, S. %— 98 und auf diejenigen der Association for the reform 
and codification of the law of nation. Report 1883, S. 130 und Journal 
du droit international X, S. 564. Vgl. weiter die Verhandlungen 
der gleichen Gesellschaft im Bulletin de la Societe de l^gislation 
compar^e 27. 18%, S. 343-353. 
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herigen Übereinkunft vom Haag durch 
Staats Verträge dieses Resultat er- 
streben zu wollen. 

1. Zunächst muss es freilich als eigentümlich bezeichnet 
werden, dass das einheimische Urteil nach dem bekannten 
schönen Ausspruche Ulpians* die Wahrheit repräsentiert 
und dass das ausländische Urteil zunächst, wenn ich die 
Antithese recht scharf markieren darf, als Unwahrheit er- 
scheint. Allein die Exekution ausländischer Urteile beruht 
auf einem Befehle, den nur der interne Staat an seine Be- 
amten erteilen kann. Freilich nahm die ganze Frage in 
den verschiedenen geschichtlichen Epochen eine besondere 
Färbung an. Die Tatsache, dass im Mittelalter unter den 
christlichen Völkern ein auf dem römischen Rechte ruhendes 
lus commune bestand, Hess die Exekution der Zivilurteile 
als ein sehr natürliches Gebot der Gerechtigkeit und der 
gegenseitig gebotenen Rechtshülfe erscheinen. Nach der 
Begründung der territorialen und sodann der nationalen 
Staaten trat mit der Idee der Souveränität die Anschauung 
auf, dass fremden Urteilen im internen Staate die Autorität 
mangle, — das gemeinsame Band des objektiven Rechtes 
war entzweigeschnitten und so war es ganz logisch, dass 
die Urteile sich fremd gegenüber traten. Man hat ja 
auch nicht mit Unrecht gesagt, das richterliche Urteil 
sei nichts anderes als eine lex specialis'. Immerhin 
wurde es als ein Gebot der Billigkeit angesehen, die 
auswärtigen Urteile namentlich wenigstens dann zu respek- 
tieren, wenn dadurch die internen Interessen nicht verletzt 
würden. Dies ist die bekannte Theorie der comitas, die 



'Vgl. 1. 25 de statu hominum 1,5: Ingenuum accipere debemus 
etiam eum, de quo sententia lata est, quam vis fuerit libertinus; 
quia res iudicata pro veritate accipitur, — Der letztere Ausspruch 
ist auch in 1. 207 R. J. 50, 17 aufgeführt. 

2 V. Bar, Theorie und Praxis des internationalen Privatrechts II, 
S. 413 ff. 
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ihre Hauptvertreter in der belgisch-niederländischen Schule 
fand *. 

2. Kein Geringerer als Savigny war es, der die Exekution 
der in einem Staate gesprochenen Urteile innerhalb jedes 
andern Staates als Postulat hinstellte unter Berufung «auf die 
seit längerer Zeit stets fortschreitende Rechtsgemeinschaft» '. 

Und auch schon vor Savigny haben Völkerrechtslehrer 
einen ähnlichen Standpunkt eingenommen^. 

Sogar Vertreter des englisch -amerikanischen Rechts 
lassen sich von ähnlichen Erwägungen leiten. In sehr be- 
merkenswerter Weise führte Story aus, dass das auswärtige 
Urteil unmöglich einer neuen materiellen Prüfung unter- 
zogen werden könne*. Es sei zu bedenken, dass einzelne 
Zeugen vielleicht seither verstorben seien, dass einzelne 
Belege verschwunden oder zerstört worden seien, ferner sei 



' Diese Schule habe ich in meinem Handbuche , Das inter- 
nationale Zivil- und Handelsrecht I, S. 95 ff. und namentlich S. 99 
kurz charakterisiert. Burgundus schrieb in seinem Buche Ad con- 
suetudines Flandriae einen eigenen tractatus, betitelt: utrum sen- 
tentiae excedant territorium und Ulricus Huber resümiert seine Aus- 
führungen im Werke De jure civitatis über III, Sectio IV, cap. I, 
N« 47 in folgender Weise: Ex his omnibus palam est: neque leges 
neque jurisdictiones alienas uUum effectum habere in aliis terri- 
toriis, nisi ex voluntate populorum. Auch Boullenois Traite de la 
personnalit^ et de la r^alit^ des lois coutumes ou Statuts Titre 2, 
chap. IV, observ. XXV spricht sich ausführlich über die Frage aus 
unter dem Titel: De Tautorit^ et ex^cution dans le royaume, des 
sentences, jugements et arrte rendus dans les pays ^trangers en 
matidre civile et vice versa. Boullenois nimmt die Erörterung von 
Burgundus zur Grundlage. 

« Savigny System VIII, S. 288. * 

' Vgl. Vattel, Le droit des gens liv. II, chap. VII, § S4. Dieser 
Schriftsteller führt aus, dass ein auswärtiges regulär erlassenes 
Urteil auch anderswo respektiert werden müsse. Und Klüber, 
Europäisches Völkerrecht (2. Aufl. von Morstadt), § 59 sagt, die 
Wirksamkeit der ergangenen rechtskräftigen Erkenntnisse des ge- 
hörigen Richters sollte in jedem andern Staate gleich der Efficacität 
rechtsgültiger Verträge anerkannt und die Vollziehung des rechts- 
kräftigen Erkenntnisses nicht verweigert werden. 

* Story, Conflict of laws, § 607, 
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zu fragen, ob der interne Staat das fremde Urteil wie ein 
Appellationsgericht nachprüfen solle und nach welchen Grund- 
sätzen des Rechts und der Beweise ^ Soll etwa der interne 
Gerichtshof ex aequo et bono urteilen? — Und Pigott 
spricht sogar in Verbindung mit der comitas von einer gesetz- 
lichen Obligation aus dem Urteile, welche die Parteien überall- 
hin begleite'. 

Heffter, Das europäische Völkerrecht (8. Aufl. von 
Geffcken, § 39, S. 94 u. 95) meint, es sollte billig kein Staat 
dem rechtskräftigen Erkenntnis eines andern Staates, welchem 
nicht überhaupt Kompetenz abzusprechen ist, die Bedeutung 
einer gleichsam kontraktlichen Festsetzung unter den Parteien 
verweigern ; somit sollte er auch, falls die nötige Erörterung 
hierüber stattgefunden hat, die Vollstreckbarkeit bei sich ver- 
ordnen. Und Heffter fährt fort, die Prüfung habe sich darauf zu 
beschränken, ob ein förmliches Verfahren vor einer dazu be- 
fugten Behörde stattgefunden, das Erkenntnis wirklich schon 
die Rechtskraft beschritten habe und darin nichts gegen die 
diesseitigen Landesgesetze und Einrichtungen angeordnet sei^. 

3. Indessen ist das Postulat der allgemeinen 
Exekution auswärtiger Zivilurteile durchaus 
nicht zu unterstützen. Die interne Gesetzgebung kann 



* Immerhin macht Story a. a, O. sofort einige Konzessionen. 
Si> lugt er bei : It is easy to understand that the defendant may be 
at liberty to impeach the original justice of the judgment by showing 
that the court had no Jurisdiction or that he never had any notice 
of the suit ; or that it was procured by fraud ; or that upon its face 
it is founded in mistake; or that it is irregulär and bad by the 
local law, fori rei judicatje, To such an extcnt the doctrine is intelli- 
i^iiNc iifui pr{iitic(ihh\ 

* PiiTirott, Foreisrn judsrnients, p. 16. 

* Vsii. auch Manens Traite de droit international II, S. 494 und 
4*^*0: I.e respect d\me decision judiciaire, consideree comrae fonde- 
nient d'un droit, en quelque lieu qifelle ait ete prise, constitue, 
pour tout laat oivüise, une oMisraiion juridique au m^rae titre que 
le respect ireneral des lois eiranir^res et des actes auxquels elles 
servent vie ba<e, tels que les mariaires, les achats et ventes etc. 
.V:« r t <v;< . .' ; v:«^'' '/i. « 'e\</ nur rtxisttncc du droü iNtcmatioNal priir- 
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es unmöglich realisieren, wenn sie nicht die Gewissheit hat, 
dass auch das Ausland im gleichen Geiste vorgeht, — die 
Voraussetzungen müssen eben in identischer Weise fixiert 
werden. Abgesehen davon , lässt sich das Vertrauen in die 
Gerechtigkeitsliebe aller Staaten nicht gesetzlich diktieren. 
Ganz das gleiche ist zu sagen bezüglich des Projektes, 
einen Staatsvertrag auf geographisch erweitertem Boden 
(z. B. im Umkreise der dem Haager Übereinkommen bei- 
getretenen Staaten) auszuarbeiten: 

a) ein solches Vorgehen enthält im Grunde 
eine Versündigung gegen die Methode 
historischer Entwicklung. Und ich kann 
nicht genug opponieren gegen jene Schwärmer, 
welche sich über alles positive Recht hinwegsetzen : 
sie üben den denkbar schlimmsten Einfluss aus. Der 
internationale Idealismus muss wahrlich besonders 
sorgfältig gepflegt werden '. Die Beschäftigung mit 
jenen mehr spiritistischen Gedanken ist überaus 
mühelos, und sie ist namentlich jenen Leuten eigen, 
welche stets glauben, sie müssen einige Raketen 
steigen lassen, um auf bequeme Weise den Glauben 
zu erwecken, als ob sie geistreich seien. Darin 
liegt aber eine eigene und zuweilen eine temporäre 
Täuschung anderer. 

bj der kasuistische Beweis für das Gesagte ist geleistet 
w^orden durch die Niederlagen, welche die frühern 
grossartigen Projekte von Baron Gerike van Hor- 
coynen und von Mancini erlitten haben. 

cj auch die neuen Staatskonferenzen (1893, 1894, 1900) 
haben gezeigt, dass man bedächtig an alle 



* Wie lange hat es doch gedauert , bis das internationale 
Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr zu stände ge- 
kommen ist! Für unsere Materie ist Art. 56 wichtig und es kann 
auch noch die Rheinschifffahrtsakte von 1868 hier zitiert werden 
(Godefroi in Rev. de dr. i. I, p. 494-512). 
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Fragen des internationalen Privat- und Prozess- 
rechts herantreten muss. 
d) der Staatsvertrag zwischen dem Grossherzogtum 
Baden und Österreich ist völlig vereinzelt geblieben. 

4. Es ist überhaupt eine Irrlehre, wenn man 
im internationalen Zivilprozessrechte den An- 
fang damit machen will zu postulieren, dass die 
Vollstreckung der auswärtigen Zivilurteile durch- 
geführt werde *. 

Die ganze Materie muss verknüpft werden 
mit der Regelung der Fora, wie wir gleich noch 
weiter sehen werden. Dies hat sich auch anlässlich 
der Unterhandlungen über einen Staatsvertrag zwischen 
Frankreich und Belgien gezeigt (1899): damals dachte man 
auch zuerst bloss an die Regulierung der Urteilsexekution, 
allein man kam davon wieder zurück*. 

Es sollte kein Staatsvertrag über 
die Exekution von auswärtigen Zivil- 
urteilen abgeschlossen werden, ohne 
dass gleichzeitig die Fora genau 
fixiert werden. 

1. Im allgemeinen ist zu sagen, dass für die Kompetenz 
der Gerichte nur die Bestimmungen des internen Rechtes 



* Sogar Hilty scheint auf einem unrichtigen Boden zu stehen. 
Im politischen Jahrbuch der schweizerischen Eidgenossenschaft 
XII 1898, S. 361, meint er bei einer kurzen Besprechung des Haager 
Übereinkommens sagen zu müssen: Was am meisten dabei als 
Mangel in die Augen springt, ist, dass keine gegenseitige VoUzieh- 
barkeit der Zivilurteile vereinbart werden konnte! 

* Renault bemerkt gewiss mit Recht, dass ein sehr intimes und 
notwendiges Band bestehe zwischen der Exekution und der Frage 
der Kompetenz (Annuaire de l^gislation francpaise XX 1901, S. 127). 
Ich gehe noch einen Schritt weiier. Es ist vollständig ver- 
kehrt, die eine Frage ohne die andere zu ordnen. 
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massgebend sein können. Die Fragen der Kompetenz ge- 
hören zu den sogenannten Ordinatoria litis (nicht zu den 
Decisoria litis) und die interne Gesetzgebung ist deswegen 
zunächst frei, sie nach eigenem Gutdünken zu ordnen *. Auch 
der urteilende Richter ist nicht berechtigt und nicht ver- 
pflichtet, auf auswärtige Normen über die Kompetenz Rück- 
sicht zu nehmen. Er hat sich nicht durch die Erwägung 
leiten zu lassen, ob ein anderer Staat das Urteil anerkenne 
oder nicht. Für ihn ist es endlich völlig indifferent, ob die 
positive Ordnung der Kompetenzfragen vom theoretischen 
Standpunkte aus angesehen unrichtig ist und ob der Staat 
die Kompetenz seiner Gerichte zu weit ausdehne •. 

Die Kompetenzfrage kann auch nicht etwa ausschliess- 
lich davon beherrscht werden, ob im Prozesse internes oder 
auswärtiges Privatrecht anzuwenden ist^. Die Frage der 
Rechtsanwendung steht durchaus selbständig da: jus und 
forum sind zu trennen. 

Sobald man sich auf den internationalen Rechtsboden 
begibt, wird es allerdings klar, dass namentlich die ver- 
schiedenen exceptionellen Fora der internen Gesetze für den 
Weltverkehr nicht passen und dass de lege ferenda nur die 
gewöhnlichen normalen Fora anerkannt werden können. 



* Die Unterscheidnng der litis ordinatio und decisio findet sich 
schon bei Joannes Faber (Zeitschrift für internationales Privat- und 
Strafrecht IX, S. 40), bei Albericus de Rosate liber IT, quaestio VIII 
(das. S. 49), bei Petrus a Bella Pertica t 1308 (Lain6 Introduction 
au droit international priv^ (I, S. 121), bei Paulus de Castro (Lain^ I, 
S. 189). Bartolus nahm sie auch in sein System hinüber. Vgl. mein 
Handbuch I, S. 81. Ebenso Baldus Nr. 93 und 94. Weitere Zitate 
späterer Juristen habe ich zusammengestellt in meiner Schrift Ge- 
schichte und System des internationalen Privatrechts im Grundriss 
(1892), S. 138 und 139. 

* Art. 10 der italienischen Disposizioni sulla pubblicazione inter- 
pretazione, ed applicazione delle leggi in generale stellt denn auch den 
Satz auf, dass die Kompetenz des Gerichts durch das Gesetz des Ortes 
geregelt werde, an welchem das gerichtliche Verfahren stattfindet. 

' Dies sage ich gegen v. Bar, Theorie und Praxis II, S. 427 und 
z. T. auch gegen das Institut. 
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Als normaleFora sind für den internationalen 
Verkehr diejenigen anzuerkennen, welche sich 
auf Grund der allgemeinen und universellen 
Rechtsentwicklung herausgebildet haben. 

Zur Unterstützung dieser Auffassung ist zunächst auf 
die Konklusionen des Institut de droit international zu ver- 
weisen, die (Annuaire I, S. 125) folgendermassen lauten: 

Les r^gles uniformes concernant la comp^tence des 
tribunaux, r^gles dont Tutilit^ a ^t^ reconnue par Tlnsti- 
tut dans la session de Genfeve, devraient avoir pour 
base les principes suivants: 

a) Le domicile (et subsidiairement la r^sidence) du 
d^fendeur, dans les actions personnelles ou qui 
concernent des biens meubles et la Situation 
des biens, dans les actions reelles concernant 
les immeubles doivent, da^is la rdgle, d^terminer 
la comp^tence du juge, sauf Fadoption de fora 
exceptionnels, ä T^gard d'une certaine cat^gorie 
de litiges. 

b) La r^gle pos^e sub a) aura pour effet que le 
juge comp^tent pour d^cider un proc^s n^appar- 
tiendra pas toujours au pays dont les lois r^- 
gissent le rapport de droit qui fait Tobjet de ce 
proc^s. Cependant, Tadoption des fora exception- 
nels, mentionn^es sub a), devra surtout avoir 
pour but de faire d^cider, autant que possible, 
par les juges du pays dont les lois r^gissent un 
rapport de droit, les proc^s qui concernent ce 
rapport, par exemple les proc^s qui ont pour 
objet principal de faire statuer sur les questions 
d'6tat ou de capacit^ personnelle, par les tribu- 
naux du pays dont les lois r^gissent le Status 
personnel etc. '. 

2. Im internationalen Rechtsleben muss korrekterweise 
unterschieden werden zwischen: 

a) der Kompetenz im internen Verkehre, 



• Das Institut fand in seiner Sitzung von Hamburg (1891), es 
habe seinen Beschlüssen von 1875 nichts hinzuzufügen (Revue de 
droit international XXIII, S. 526 und 527). 
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b) der Kompetenz im internationalen Verkehre (Juris- 
diktion in diesem Sinne). 

Die italienischen Juristen sind es, welche dies zuerst 
scharf betont haben; sie formulieren die Sache so, dass sie 
sagen , man müsse auseinanderhalten die Kompetenz im 
internen Gebiete und die Jurisdiktion gegenüber Fremden *. 
Einzig Mattirolo verwirft die herausgehobene Untersclieidung, 
aber er erkennt an, dass die Doctrin und Praxis anderer 
Meinung ist als er^. 

Nun kann man allerdings sagen, mit dieser Unter- 
scheidung sei das zu lösende Problem nur neu formuliert 
und es komme darauf an, es zutreffend zu lösen und aus- 
zugestalten. 

3. Wie kann dies geschehen? Daraufist zu antworten: 
durch Ausmerzung der anormalen P^ora^. 

Menger betont, dass es sich hier um eine internationale 
Rechtsfrage handle, die korrekterweise nicht lediglich nach 
dem positiven Prozessrecht des einzelnen Staates sondern 
nach allgemeinen Prinzipien des internationalen Rechts zu 



* C. Norsa in Revue de droit international VITI, 1876, S. 641 
führt bezüglich des Ausdrucks Jurisdiktion und Kompetenz aus: 
La premi^re est le pouvoir de juger la comp^tence et la mesure 
de la juridiction et pr^suppose Texistence de celle-ci. Beaucoup 
d'ecrivains cependant confondent Tune et Tautre et les identifient. 
Weiter sagt C. Norsa in Revue de droit international IX, 1877, 
S. 213 (No. 256) : II faut distinguer, en derniere analyse, Texamen du 
point de savoir si le tribunal ^tranger a juridiction de la question 
de savoir s'il est comp^tent d'apr^s la loi ^trang^re .... Ne pas 
faire cette distinction entre la juridiction et la compätence, ce serait 
s'exposer ä de graves inconvänients et confondre des questions 
de droit public international avec des questions de droit public 
interne. 

* Mattirolo Trattato di diritto giudiziario civile. 4 ed., VI, 
No. 1244 und 1245 (S. 953 und 954). 

^Auch V. Bar spricht in seinem Werke Theorie und Praxis 
des internationalen Privatrechts II, S. 576 von den in modernen 
Gesetzgebungen beliebten willkürlichen und polypenartigen Ge- 
richtsständen. 
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beurteilen sei *. Auf diese Weise kommt dann Menger dazu, 
als international berechtigt nur das Forum des Domizils und 
dasjenige der gelegenen Sache anzuerkennen. Und Menger 
fügt (S. 184) hinzu, alle andern Gerichtsstände, welche sonst 
noch von einzelnen Schriftstellern als international bezeichnet 
werden (der Gerichtsstand des Arrestes, des Vertrages, der 
geführten Verwaltung) seien vorherrschend positiver Natur 
und deshalb auch nicht allgemein anerkannt: «sie können 
daher auch nicht die internationale Kompetenz des aus- 
wärtigen Gerichtes begründen , insofern sie nicht im . Ver- 
hältnis zu einzelnen Staaten durph besondere Rechtsvor- 
schriften zu diesem Zwecke für genügend erklärt worden 
sind». 

4. Nun geht es aber unmöglich an, mit Menger inter- 
national bloss zwei Fora anzuerkennen. Vielmehr lässt es 
sich durchaus rechtfertigen, folgende Gerichtsstände als zu- 
lässig zu erklären: 

a) das Forum des Domizils für obligationenrechtliche 

Klagen, 
h) das Forum der gelegenen Sache für Streitigkeiten 

an Immobilien, 

c) das Forum der Erbschaft, 

d) das Forum der Prorogation. 

Ja nach meiner Ansicht wäre es vielleicht auch zu- 
lässig, ein Forum delicti commissi für Deliktsobligationen zu 
sanktionieren, ein Forum der Erfüllung von Wechselver- 
pflichtungen und ein Forum des Marktes für Obligationen 
auf Märkten und Messen. Es ist Sache der Abwägung 
im Einzelnen, wie weit die Vertragskontrahenten 
gehen wollen. 

Eine Einigung über die Fora hat zweifellos einen hohen 
praktischen Nutzen und es muss ganz besonders betont werden : 



•Menger, System des österreichischen Zivilprozessrechts in 
rechts vergleichender Darstellung, I, S. 180 und 181. 
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aj dass dann der Exekutionsstaat der Pflicht enthoben 
wird , die Existenz der Gerichtshoheit des fremden 
Staates im Einzelnen zu untersuchen. Diese Prüfung 
ist zweifellos etwas misslich : der interne Staat soll 
das auswärtige Prozessgesetz studieren um festzu- 
stellen, ob der auswärtige Richter darnach kompe- 
tent war! 

b) dass dadurch eine Gewähr für die Respektierung 
der beidseitigen Jurisdiktion geboten wird. 

5. Im Einzelnen ist zu bemerken: 

Zu dem Forum des Domizils. 

Auch im internationalen Verkehre muss das Forum des 
Domizils (eventuell des Aufenthalts) als grundlegend speziell 
für obligationenrechtliche Rechtsverhältnisse anerkannt wer- 
den. Und die hohe Bedeutung dieses Forum springt besonders 
international in die Augen *. 

Die diesem Forum entgegenstehenden Bestimmungen 
des Art. 14 Code civil (und der Nachbildungen) sind energisch 
zu beklagen^. Dagegen ist nichts zu erinnern gegen eine 
Mehrzahl forensischer Domizile. Dies ist ganz klar da, wo 
privatrechtlich ein mehrfaches Domizil anerkannt wird (§ 7 



* Vgl. Holland, The Clements of jurisprudence 9th ed. 1900, 
S. 387, der sagt: Of the technical terms one only the forum rei, 
i. e. of the defendant, has obtained general currency, doubtless by 
means of the long prevalence of the maxim actor sequitur forum rei. 

2 Asser sagt (Revue de droit international VII, S. 368 und 369) 
über Art. 14 Code civil sehr richtig: Une teile exception ä la regle: 
actor sequitur forum rei n'est pas en harmonie avec IVsprit des 
Idgislations modernes ä l'^gard des droits civils des ^trangers. Elle 
n'est pas suffisamment motiv^e non plus par Tint^r^t de la justice . . . 
En tout cas une disposition g^n^rale comme celle de Tart. 14 du 
Code Napoleon et de l'art. 127 du Code de Proc^dure civile des 
Pays-bas doit €tre consid^r^e comme une atteinte port^e aux 
rapports de bon voisinage qui doivent exister entre les nations 
dans leur int^r^t commun. 

Meili, Reflexionen 4 
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H. (f. \\,)t auf diesem Boden stand schon die aflgeroeinr 
(Gerichtsordnung ftlr die preussischen Staaten. In der Schweiz 
liej{t die Sache scheinbar anders; denn Art. 3 B. G- X- und 
A. stellt den Satz auf: Niemand hat an zwei oder mehreren 
Orten /ugleich seinen Wohnsitz. Allein diese Norm hat nur 
Hedeutung für die materielle Rechtsanwendung und die Be- 
stimmungen der kantonalen Prozessgesetze, welche mehrere 
forensische Domizile kennen, sind durchaus rechtsgültig 
(vgl. z. li. Zürcher Proz. G. § 210, No. 6; Thurgau § 7; 
Sl. (Julien Art. 4(); Unterwaiden ob dem Wald Art. 12; Grau- 
hünilen Art. 24). 

In der Schweiz sorgt Art. 59 B. V. dafür, dass im inter- 
kanlonulen und internationalen Verkehre das Forum des 
Donii/.lls aufrecht erhalten wird (A. E. XXV, 1. T., S. 93). 
Iinnu'iiiin ist dabei zu beachten, dass auf diese Verfassungs- 
hcsllmnuing verzichtet werden kann und dies geschieht 
(Imch viMtrngliche Unterwerfung unter ein bestimmtes Ge- 
rltlH und durch die Wahl eines forensischen Domizils 
(Kli'itlon de domicile). 

Zu dem Forum der gelegenen Sache. 

\\s besieht (Übereinstimmung darüber, dass für dingliche 
KlMj^tMi betielVend suchenrechtliche Rechte an Immobilien 
ilas iMUuni iler gelegenen Sache kompetent ist. Soweit die 
Uli'f iler Universalsuccession nicht anerkannt ist, besteht 
iiUerdln^s luu h im b'rbrechte bezüglich der Rechte an Im- 
mt)bllien ein b'orum der gelegenen Sache. 

Das H. G. N. und A, enthält keine Bestimmung über 
diese Materie. Insbesondere ist Art. 28, No. 1 keine sachen- 
reehlliehe Kollisionsnorm: mit Bezug auf die Liegenschaften 
in der Schweiz, welche solchen Schweizern zu Eigentum 
gehören, die im Auslande wohnen, ist personen-, familien- 
und erbrechtlich bestimmt, dass das Recht und der Gerichts- 
stand des Ileimatkantons darauf Anwendung finde (also nicht: 
das forum rei sitic). 
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Zu dem Forum der Erbschaft. 

Die Erbschafts- und Erbteilungsklage ist auch inter- 
national dem Forum desjenigen Domizils unterworfen, dem 
der Erblasser zur Zeit des Todes unterstellt war. Gerade hier 
bestehen aber Staatsverträge, welche Besonderheiten fixieren. 
Namentlich ist der Staatsvertrag zwischen Frankreich und 
der Schweiz (Art. 5) wichtig, ferner der Niederlassungs- und 
Konsularvertrag zwischen Italien und der Schweiz (Art. 17 
und IV des Zusatzprotokolls), der Freundschafts- und Handels- 
vertrag zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika und 
der Schweiz (Art. VI) und endlich der Vertrag zwischen dem 
Grossherzogtum Baden und der Schweiz betreffend die gegen- 
seitigen Bedingungen über Freizügigkeit und weitere nach- 
barliche Verhältnisse. 

Zu dem Forum der Prorogation. 

Die Prorogation kann in dreifacher Gestalt vorkommen : 
a) auf Grund eines förmlichen Vertrages. Ein Beispiel 
hierfür liefert die Vereinbarung der schweizerischen 
Baum Wollspinner über das Verfahren bei Rekla- 
mationen wegen geringer Qualität, Gewichtsmanco 
und falscher Packung von überseeischer Baumwolle. 
Die in Deutschland so vielfach verwendeten 
Klauseln «zahlbar in Leipzig», «Erfüllungsort in 
Köln» , begründen international kein prorogiertes 
Forum. 

h) auf Grund der Wahl eines Spezialdomizils (Election 
de domicile). 

c) auf Grund einer schlüssigen Unterwerfung unter 
ein bestimmtes Gericht. Der rechtliche Grund liegt 
hier in der Präklusion mit einer Inkompetenzeinrede, 
die nicht erhoben wurde. 

Gegen diese Arten der Prorogation gewährt Art. 59 
B. V. keinen Schutz. 



1 
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Dagegen kann namentlich das Forum des ge- 
setzlichen Erfüllungsortes im Sinne des § 29D.CP.O., 
des Art. 105 des italienischen Codice di Proced. 
civ. * und des Art. 52, Nr. 3 des belgischen Gesetzes 
von 1878 und ferner das Forum des Vermögens 
(§ 23 D. P. O. O.) international nicht anerkannt werden. 
Beachtenswert ist denn auch die Tatsache, dass für das 
Forum des Erfüllungsortes die neue österreichische Gesetz- 
gebung (§ 88 der Jurisdiktionsnorm) eine schriftliche Über- * 
einkunft fordert, wornach der Vertrag an einem bestimmten 
Orte zu erfüllen ist und dass überdies gesagt sein muss, 
damit werde auch die Berechtigung zur Klage an diesem 
Orte begründet'. Ferner kann darauf hingewiesen werden, 
dass in dem neuen Staatsvertrage zwischen Frankreich und 
Belgien das Forum im Sinne des Art. 52, Nr. 3 des belgischen 
Gesetzes von 1876 nur für den Fall anerkannnt worden ist, 
dass der Beklagte in Belgien oder in Frankreich nicht wohnt 
und sich nicht darin aufhält. Immerhin muss beigefügt werden, 
dass die Beschränkung des Forum im Sinne der angegebenen 
österreichischen Gesetzgebung auch für einen Staatsvertrag 
mit der Schweiz acceptabel ist, weil Art. 59 eine vertrag- 
liche Fixierung des Forum zulässt. 

6. Lebhaft warnen möchte ich unter diesen 
Umständen gegen die blosse Herübernahme der 
Art. 15—19 des französisch-schweizerischen Staats- 



*Die italienische Gerichtspraxis geht weit in der Annahme 
der Kompetenz der italienischen Gerichte gestützt auf Art. 105 des 
Codice di Procedura civile (Zeitschrift für internationales Privat- 
und Strafrecht II, S. 301—304). Darnach kann ein Ausländer vor 
den italienischen Gerichten belangt werden bezüglich eines Ver- 
trages, welcher seine Vollziehung in Italien haben sollte, obschon 
der Vertrag selbst im Auslande geschlossen wurde. 

* Vgl. Schumacher in der Zeitschrift für internationales Privat- 
und Strafrecht VI, S. 489 und G. Walker, Streitfragen aus dem inter- 
nationalen Zivilprozessrechte. Unter besonderer Berücksichtigung 
der neuen österreichischen Zivilprozessgesetze (Wien 1897), S. 175 ff. 
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Vertrages, wie dies der Bundesrat für denStaats- 
vertrag mit Österreich-Ungarn nach B. B. 1890 II, 
S. 137 vorgeschlagen zu haben scheint. Und als 
ganz unrichtig muss der Staatsvertrag zwischen 
Spanien und der Schweiz bezeichnet werden. 

Dagegen ging der Bundesrat zutreffend vor anlässlich 
der Unterhandlungen mit Italien; denn damals verlangte er 
eine Ordnung der Fora. Und natürlich ruht der französisch- 
schweizerische Staatsvertrag auf dem richtigen System. 

7. Habe ich es nötig, nun noch speziell zu 
sagen, dass meiner Meinung nach die Frage der 
Fora in ihrer Gesamtheit nicht etwa von den 
Staatenkonferenzen im Haag aufgegriffen werden 
sollte? Ich möchte energisch davon abraten; 
denn wir sind in der internationalen Rechtsent- 
wicklung noch lange nicht so weit, um in dieser 
grossartigen Weise vorgehen zu dürfen. 

Man sprach zwar im Haag 1900 davon, dass ein <^rigle- 

fuent syst^matique et complet de la compitence des tribunaiix^ 

ausgearbeitet werden müsse, — aber ich habe als Delegierter 

der Schweiz die Gelegenheit wahrgenommen, bezüglich der 

Erreichbarkeit dieses hervorragenden Zieles einige bescheidene 

Zweifel zu äussern und darauf hinzuweisen, es dürfte richtiger 

sein , bei denjenigen Materien , über welche ein Vertrag 

projektiert werde, gleichzeitig auch das Forum festzustellen *. 

Und so erklärt es sich, dass in dem «Protokoll final» ein 

Wunsch der Staatenkonferenz formuliert wurde, der so lautet ' : 

que la compitence des tribunaux en mati^re de suc- 
cessions, de testaments et de donations ä cause de mort*^ 
fasse Tobjet d'une entente ulterieure. 

' Actes 1900, S. 132 und 133. 

2 Actes, S. 246. 

^Dieses erbrechtliche Vertragsprojekt der dritten Staaten- 
konferenz ist abgedruckt in meinem Handbuche II, S. 214—217. Nach 
dem, was ich dort (S. 217—222) weiter ausführte, war es ein glück- 
licher Gedanke, dieses Projekt von den übrigen abzutrennen, — 
es muss noch einmal gründlich geprüft und durchgesprochen werden. 
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Daneben tun die einzelnen Staaten gut, unter 
sich Verständigungen über einzelne Gebiete des 
Prozessrechts herbeizuführen. 

3. 

Wenn die Fora nicht geordnet 
werden, so ist zum mindesten dringend 
anzuempfehlen, die Bestimmungen 
über die Voraussetzungen der Exe- 
kution auswärtiger Zivilurteile genau 
zu formulieren und ganz besonders 
auch ausdrücklich zu sagen, nach 
welchem Rechte die Kompetenz des 
erkennenden Gerichts im Exekutions- 
stadium beurteilt werden muss. 
1. Der Umfang und die Art der Einreden gegen die 
Exekution eines auswärtigen Zivilurteils hängt naturgemäss 
ab von dem im einzelnen Staate adoptierten System, dem er 
im Gebiete der Urteilsexekution huldigt. 

Es sollte aber je nach den einzelnen Normen genau 
festgestellt werden, welche Punkte der Exekutionsstaat einer 
Prüfung zu unterziehen habe. 

Dies ist namentlich dann notwendig, wenn die Kompetenz 
des Exekutionsstaates restringiert wird. 

Einer Aufklärung bedarf hier auch die beliebte Formel 
der Staatsvertiäge , dass die Zwangsexekution dann nicht 
zu bewilligen sei, wenn die Grundsätze des öffentlichen 
Rechts des Exekutionsstaates verletzt würden, — der fran- 
zösisch-schweizerische Staats vertrag behält in Art. 17 gleich 
wie die Deklaration zwischen Italien und Frankreich von 1860 
die Normen des öffentlichen Rechts und die Interessen der 
öffentlichen Ordnung vor. Vareilles-Sommi^res entsetzt sich 
über diese Formulierung und er gibt sich dann die Mühe, die 
einzelnen Fälle zu spezifizieren K Dieser Jurist zählt dahin : 



' Vareilles-Sommieres, La Synthese du droit international priv^ 
II, S. 27 sagt über die Formel «contraire ä l'ordre public»: Dieu 



^ 
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1) den Fall, da das auswärtige Urteil Rechte sanktioniert, 
welche das französische Recht verpönt 

2) den Fall, da das fremde Urteil in die Gerichtshoheit 
des einheimischen Gerichts eingreift. 

3) den Fall, da das fremde Urteil französisches Recht, 
das angewendet werden soll, nicht anwendet. 

4) den Fall, da das fremde Urteil französisches Recht 
unrichtig anwendet. 

5) den Fall, da das auswärtige Urteil einen Vertrag an- 
erkennt, der eine V^erletzung der guten Sitten enthält. 

6) den Fall, da das auswärtige Gericht einer ernsthaften 
Gerichtsorganisation entbehrt. 

7) den Fall, da das fremde Urteil auf unbilligen und un- 
gerechten Grundlagen ruht (Käuflichkeit der Richter, 
politische Pression, Dolus, Zwang). 

2. Ganz besonders notwendig ist es aber zu bestimmen, 
nach welchem Rechte das Gericht des Exekutionsstaates die 
Kompetenz des erkennenden Gerichtes zu beurteilen hat dann, 
wenn die Fora durch einen Staats vertrag nicht geordnet sind. 

Dieser Pflicht ist man vielfach nicht nachgekommen, wie 
sich z. B. aus dem Staatsvertrag zwischen Spanien und der 
Schweiz und aus dem zwischen Italien und Peru ergibt. 
Und die Frage kann nicht aus allgemeinen Rechtsprinzipien 
gelöst werden, namentlich deswegen nicht, weil die Staats- 
verträge auf so verschiedenen Grundlagen ruhen. Jeder 
Staatsvertrag ist deswegen selbständig zu prüfen. Wir stehen 
denn auch vor der Tatsache, dass Staatsverträge bald aus- 
drücklich die Kompetenz des erkennenden Gerichts, bald die 
Kompetenz des Gerichts des Exekutionsstaates fordern*, 



nous garde de cette malheureuse formule qui dit trop ou trop peu, 
parce qu'elle ne dit rien de clair et de d^termin^. 

^Österreich hat 1881 mit Serbien einen Staatsvertrag abge- 
schlossen, in welchem gesagt wird (Art. 9): 

Die Zwangsvollstreckung auf Grund eines gerichtlichen Er- 
kenntnisses findet nur statt: 

2) wenn die Zuständigkeit des Gerichtes, welches das Er- 
kenntnis gefällt hat, nach den für das ersuchte Gericht 
geltenden Vorschriften begründet ist. 
Vgl. Lammasch im Handbuch des Völkerrechts von Holtzendorff" 
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bald dass sie schweigen. Und was die objektiven Gesetze 
anbetrifft, so bestimmen einzelne, dass die Kompetenz nach 
dem Gesetze des erkennenden Gerichts und nach demjenigen 
des Exekutionsstaats vorliegen müsse. Rein objektiv ange- 
sehen, besteht zunächst in der Tat kein überzeugender Grund, 
weswegen das Gericht des Exekutionsstaates die Kompetenz 
des auswärtigen Staates auch dann anzuerkennen hätte, wenn 
die internen Kompetenzbestimmungen anders lauten als die- 
jenigen, auf welche gestützt der auswärtige Staat vorgeht. 
Theoretisch ist die Kompetenz beider Staaten als not- 
wendig hingestellt worden von Asser *. 



IIL S. 418. — Und in dem Staatsvertrage zwischen dem Grossherzog- 
tum Baden und dem Kanton Aargau von 1867 ist in Art. 2 bestimmt: 
Die Frage der Zuständigkeit wird nach den Gesetzen desjenigen 
Staates geprüft und entschieden, in welchem das Erkenntnis 
zum Vollzug kommen sqII. 

* Vgl. Asser in Revue de droit international I (1869), S. 412 und 
413: Quand on me demande, lequel des deux systemes me semble 
devoir ^tre adopt^ comme base des Conventions internationales sur 
cette mati^re, je r^ponds : aucun des deux. — II faut que le tribunal, 
dont ^mane le jugement qu^on veut ex^cuter dans un autre pays, 
soit comp^tent, non-seulement d'apr^s les lois du pays auquel il 
appartient (puisque les lois sur la competence sont essentiellement 
territoriales), mais encore d'apr^s la loi du pays de Fexecution, 
puisque le l^gislateur de ce pays ne peut accorder cette faveur 
qu^aux jugements rendus par des tribunaux que lui-m^me reconnait 
comme comp^tents. En effet, quelle est-la base du Systeme qui fait 
accorder le pareatis aux jugements ^trangers, sans r^vision? C'est 
que, pour ce qui concerne ce point, TEtat abdique son droit de 
souverainet^ et y substitue une fiction qui, ä cet ^gard, fait con- 
siderer comme ne formant qu^un seul territoire les pays auxquels 
s'applique la faveur de l'execution internationale (sauf Fobservation 
de la formalit^ du pareatis, au nom du souverain du pays de Texe- 
cution). II est clair que cette fiction sous-entend Tapplication de 
regles uniformes, quant ä la competence. II y aurait une contra- 
diction flagrante ä admettre qu'un Etat, qui ne considere comme 
competent que le tribunal A, doive preter son concours ä Texe- 
cution d'un jugement, rendu par le tribunal B. Pour lui ce juge- 
ment n'en est pas un: c'est, si l'on veut, une consultation , une 
opinion ^mise sur la question, mais ce n'est pas l'opinion de celui 
que TEtat considere comme ayant le droit de ddcider la question, 
c'est-^-dire du juge competent. 
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Auch sonst ist das Requisit der zwiefachen Kompetenz 
nichts Abnormes und es wurde in Theorie und Praxis 
vielfach aufgestellt. Der oberste Gerichtshof in Österreich 
ging von dieser Ansicht aus (1883) *, in Frankreich wurde 
so entschieden*, das zürcherische Prozessgesetz (§ 752) 
trifft diese Bestimmung und § 328 der Deutschen Zivil- 
prozessordnung. 

Und das schweizerische Bundesgericht hat in einem Ent- 
scheide den Satz ausgesprochen, die Ansicht werde mit zu- 
treffenden Gründen verworfen, die davon ausgehe , es 
genüge die Kompetenz des erkennenden Gerichts auf Grund 
seines Rechtes ^. Morel formuliert die Frage so : nach welchem 
Rechte hat der Vollstreckungsrichter, soweit nicht ein Staats- 
vertrag selbst für den Gerichtsstand positive Vorschriften 
aufstellt, die Zuständigkeit des ausländischen Gerichtes zu 
prüfen, — nach dem eigenen Prozessrechte oder nach jenem 
des Gerichts, welches das Urteil erlassen hat? Und darauf 
gibt Morel folgende Antwort: auf dem Gebiete des 
internationalen Rechtes ist man noch zu keiner 
festen Regel gelangt^. Man darf in dieser Beziehung 
vielleicht auf eine Art Rechtsparallele hinweisen. Im Gebiete 
des internationalen Auslieferungsrechts wird nämlich regel- 
mässig verlangt, dass eine Handlung von den zwei Staaten 
(Begehungsstaat und Urteilsstaat) als strafbar erklärt werde. 
Wenn also ein Staatsvertrag darüber nichts sagt, welche 



*Vgl. E. Jettel, Handbuch des internationalen Privat- und 
Strafrechts mit Rücksicht auf die Gesetzgebungen Österreichs, 
Ungarns, Kroatiens und Bosniens (1893), S. 170. 

*Vgl. Lachau et Daguin, De Tex^cution des jugements 
etrangers d'apr^s la jurisprudence fran^aise avec le texte des 
principaux arr^ts et jugements (Paris 1889), p. 49: La jurisprudence 
s'est assez nettement prononc^e dans le sens de la double comp^- 
tence; il est, en effet, difficile d^admettre qu'un tribunal puisse 
autoriser l'ex^cution d'une d^cision d'apr^s lui incomp6temment 
rendue. 

3 A. E. XXV 1. T.. S. 97. 

4 Blumer-Morel, Handbuch III, S. 537. 
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Kompetenzj^esetzgebung massgebend sei, so darf man ruhig 
das Vorhandensein der Kompetenz beider Staaten verlangen. 

3. Jedenfalls aber muss verlangt werden, dass 
das erkennende Gericht kompetent war nach 
der im internationalen Prozessrechte geltenden 
Theorie, wenn die Furage nicht deutlich und klar 
durch Vertrag geordnet ist. 

Nach der früher zitierten Konklusion des Institut de 
droit international müsste bei einer nachgesuchten Exe- 
kution ausländischer Urteile untersucht werden, ob von 
diesem Boden des internationalen Rechtes aus die Kompetenz 
des erkennenden Gerichts begründet sei. Dieser Ansicht ist 
auch Menger *. Dieser Jurist macht zutreffend darauf auf- 
merksam, dass ein Staat sich unmöglich damit begnügen 
könne, die Kompetenz des auswärtigen erkennenden Gerichts 
zu verlangen, weil dadurch die oft ausserordentlich 
drückenden und ungerechten Kompetenzbe- 
stimmungen der auswärtigen Prozessrechte in ihrer Totali- 
tät als für das interne Recht massgebend anerkannt würden '. 

Damit stimmen auch die überaus wichtigen Vorgänge, 
welche sich wiederspiegeln in den Vertragsentwürfen der 
südamerikanischen Staaten über das internationale Privat- 
recht. Es kommt in Betracht: 

a) Art. 42 des Vertragsentwurfes zwischen Peru, 
Argentinien, Chile, Bolivia, Ecuador, Venezuela 
und Costarica von 1878. Die Bestimmung, welche 
von der Vollstreckung der Urteile und anderer juris- 
diktioneller Akte handelt, lautet: 



* Menger, System des österreichischen Zivilprozessrechts in 
rechtsvergleichender Darstellung. Wien 1876 I, S. 180 und 181. Hier 
sagt dieser Jurist folgendes: Die richtige Ansicht ist, dass jene 
Frage als eine internationale Rechtsfrage zu betrachten und des- 
halb nicht nach dem positiven Prozessrecht der beteiligten Staaten, 
sondern nach allgemeinen völkerrechtlichen Prinzipien 
zu beurteilen ist. 

2 Menger a. a. O., S. 178 und 179. 
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« 

Der ersuchte Richter kommt dem Ersuchen nach 
unter Beachtung der Vorschriften in Art. 54 ', wenn nicht 
die nationale Jurisdiktion verletzt ist. 

Und Art. 54, auf den hier Bezug genommen 

wird, lautet: 

Gesetze, Urteile, Verträge und juristische Akte, 
welche ihren Ursprung im Auslande hatten, werden im 
Inlande nur beachtet, soweit sie nicht mit der politischen 
Verfassung, den Gesetzen der öffentlichen Ordnung oder 
den guten Sitten unverträglich sind. 

b) Art. 5 des Vertragsentwurfes von Montevideo über 
Prozessrecht (1889). Er lautet in korrekter deutscher 

Übersetzung': 

Die Urteile und Schiedssprüche, welche in Zivil- 
oder Handelssachen in einem der Vertragsstaaten 
gefällt sind, haben in dem Gebiete der übrigen die- 
selbe Wirkung, wie in dem Staate, in welchem sie 
gefällt wurden, wenn folgende Voraussetzungen ge- 
geben sind: 

a) das Gericht, welches das Urteil oder den Spruch 
erlassen hat, im internationalen Sinne zu- 
ständig war'. 

Die Wendung im Originaltexte ist überaus be- 
zeichnend. Es wird nämlich gesagt: 

Que la sententia ö fallo haya sido expedido por 
tribunal competente en la esfera international 



'Abgedruckt in meiner Schrift: T>ie Kodifikation des inter- 
nationalen Zivil- und Handelsrechts. Eine Materialiensammlung 
(1891) S. 91 ff., spez. 99. 

* Vgl. Heck in der Zeitschrift für internationales Privat- und 
Strafrecht I, S. 597. 

'Der im internationalen Vertrage der südamerikanischen 
Staaten enthaltene treffende Ausdruck ging auch über in das Gesetz 
von Venezuela (1897), das in Art. 714 bei der Frage der Exequatur- 
erteilung eines fremden Urteils prüfen soll, ob es: haya sido pro- 
nunciada por un autoridad judicial competente en la esfera inter- 
nacional, y que no se haya arrebatado a Venezuela la jurisdiccion 
que le corrispondiera para conocer del negocio segün sus leges ö 
los preceptos del derecho internacional. Dieses Zitat ist dem Werke 
von Mattirolo VI, S. 956, Anmerkung entnommen. 
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In dem Werke von Prince ' wird die Stelle 

folgendermassen übersetzt : 

le jugement ou sentence doit ^tre prononc6 par un 
tribunal comp€tetit exer(:ant des fonctions internationales. 

Mit der entwickelten Auffassung stimmt auch die italie- 
nische Theorie und Praxis überein-. Insbesondere ist die 
Ansicht in Italien immer dann festgehalten worden, wenn 
das auswärtige Gericht seine Kompetenz auf ein exceptionelles 
Forum stützte (wie z. B. auf Art. 14 Code civil ^). Und dabei 
ist zu beachten» dass zwischen Frankreich und Italien ein 
Staats vertrag besteht. Ricci führt (S. 668 und 669) eine ganze 
Reihe von Urteilen an, laut welchen solche Entscheide 
französischer Gerichte nicht exequiert worden sind, welche 
sich auf Art. 14 Code civil stützten. Daraus ergibt sich 
der casuistische Beweis, dass der Abschluss 
eines Staatsvertrages noch nicht notwendig zu 
der generalen Anerkennung aller gegenseitigen 
Fora führt, sondern umgekehrt zu einer Ver- 
neinung der exceptionellen Fora. 

Diese Tatsache ist von hoher Bedeutung. 

4. In diesemSinne ist auch der Staats vertrag 
zwischen Spanien und der Schweiz zu verstehen. 



' A. Prince, Le congres des trois Ameriques 1889 - 1890. (Paris 
1891) S. 720. 

'^ Vgl. namentlich Fusinato L'esecuzione delle sentenze straniere 
in materia civile e commerciale 1884. Dieser Jurist schliesst S. 87 
seine Erörterungen folgendermassen ab : Risulta dunque chiarissimo 
che la distribuzione della giurisdizione fra i differenti Stati e quindi 
la ricerca se nella specie la giurisdizione competa a quella de- 
terminata sovranitä, non d questione che possa venire risoluta 
secondo la legge particolare del luogo dove la sentenza venne 
pronunziata; bensi secondo le regole del diritto internationale. 

^ Vgl. Gianzana, Lo straniero vol. I parte III, N« 114. Ricci, 
Commento al codice di procedura civile italiano 7. Aufl. 1895 III 
No. 610, S. 667 und 668. Ein einziger italienischer Jurist ist anderer 
Meinung, nämlich Mattirolo, Trattato di diritto giudiziario civile VI 
No. 1244 und 1245, S. 953 und 954, 
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Art. 6 dieses Staatsvertrages bestimmt, dass die Voll- 
streckung verweigert werden könne: «wenn der Entscheid 
von einer nicht zuständigen Behörde ausgegangen ist». In 
der Botschaft des Bundesrats wird nun allerdings gesagt, 
die Gründe einer Verweigerung der Exekution stimmen 
ganz überein mit dem französisch-schweizerischen Vertrage '. 
Allein es wird dabei völlig übersehen, dass dieser letztere 
Vertrag die internationalen Fora fixiert und damit ohne 
weiteres für die Angehörigen der kontrahierenden Staaten 
Auskunft darüber gibt, wann ein Gericht inkompetent ist. 
Indem aber der spanisch-schweizerische Staatsvertrag eine 
Ordnung der Gerichtsstände überhaupt nicht vornimmt, sagt 
er nichts über die Frage, die uns hier beschäftigt. Deswegen 
erscheint es zunächst als fraglich, nach welchen Normen 
die Kompetenz zu beurteilen ist. Nach der richtigen 
Auffassung können aber die Gerichte der kon- 
trahierenden Staaten die Gerichtsbarkeit nur im 
erörterten internationalen Sinne ausüben, wenn 
sie den Urteilen die internationale Exekution 
sichern wollen. Nach der neuesten Praxis des Bundes- 
gerichts kommt dann auch den Spaniern, die in der Schweiz 
wohnen, Art. 59 B. V. zugute. 

In der Botschaft des Bundesrates findet sich die merk- 
würdige Stelle, dass der Kanton Genf (der namentlich zu 
dem Staats vertrage den Anlass gegeben hatte) «mit Rück- 
sicht auf die grosse Verschiedenheit der beidseitigen 
Gesetzgebung im Gebiete des materiellen und des pro- 



' Die Botschaft des Bundesrats äussert sich bezüglich des Art. 6 
des Staatsvertrages in folgender Weise (B. B 1897 III, S. 4%): 
Art. 6 zählt die Gründe auf, aus denen die Urteilsvollziehung ver- 
weigert werden kann, etwas kürzer gefasst als in Art. 17 des 
schweizerisch-französischen Vertrages, aber materiell ganz überein- 
stimmend ; diese Gründe sind : 1. Inkompetenz des urteilenden 
Gerichtes; 2. nicht gehörige Vorladung oder Vertretung der 
Parteien; 3. Entgegenstehen der öffentlichrechtlichen Grundsätze 
des Staates, in dem die Vollstreckung stattfinden sollte. 
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zessualen Rechts» vorgeschlagen habe, von Bestimm- 
ungen über den Gerichtsstand abzusehen und sich auf die 
Regelung der Vollziehung der definitiven Urteile sowie der 
Zustellung von Aktenstücken und der Zustellung und Aus- 
führung von Rogatorien zu beschränken (B. B. 1897, III, 
S. 493). Die Dissonanzen der Prozessgesetze 
hätten richtigerweise zu einem direkt ent- 
gegengesetzten Schlüsse führen sollen. 



h 



IV. 



Das internationale Privatrecht* hat nach 
meiner Überzeugung eine grosse Zukunft vor 
sich und die Tatsache, dass die Wirkung aus- 
wärtiger Zivilurteile gebrechlich und lahm ist, 
wie Burgundus sagt, kann auf die Dauer nicht 
bestehen. Allein der Aufbau internationaler Sätze für das 
privatrechtliche Leben der Völker wie auch die Ausgestaltung 
von Prinzipien des internationalen Prozessrechts kann nur 
im ruhigen und gemächlichen Tempo der Geschichte vor 
sich gehen und jedes Sttirmen und Hetzen ist vom Bösen. 
Der Fortschritt muss einen ganzen Haufen von Vorurteilen 
wegräumen und das Bleigewicht des bestehenden Rechts 
tritt hemmend entgegen, — nicht zu reden von den Hassern 
des internationalen Rechts, von den Ignoranten und von den 
Indifferenten. Das Terrain muss auch hier langsam präpariert 
werden. 



* Puristisch will man das Wort international als anfechtbar 
bezeichnen und dafür einen Ersatz suchen, wie z. B. allvölklich 
oder zwischenvölklich. Die Schwärmer für den sprachlichen Puris- 
mus wollen mich aber gütigst entschuldigen, wenn ich dieser neu- 
modigen Bestrebung kein Interesse abgewinnen kann. Und gerade 
die Bezeichnung «international» ist für unsere Wissenschaft absolut 
unentbehrlich. Die fröhlichen Einfälle von Samter, man solle sagen: 
Die Lehre vom örtlichen Gesetzeswechsel (Deutsche Juristenzeitung 
1902 S. 25 und 26) und von Budee, der die Bezeichnung örtliche 
Geltungsgrenze der Gesetze patronisiert (das. S. 122), hätten richtiger- 
weise ungedruckt bleiben sollen! 



\ 
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Nur durch Eifer, Fleiss und Ausdauer können 
neue Schöpfungen im internationalen Rechts- 
leben erzielt werden. Dies gilt auch von den wichtigen 
Fragen, an denen das internationale Prozessrecht so reich ist. 

Insbesondere darf man nicht glauben, dass die Ordnung 
des internationalen Privat- und Prozessrechts einzig von 
den Staatenkonferenzen auszugehen habe. Dies wäre dann 
allein möglich, wenn diese Konferenzen sich in Permanenz 
erklären würden. Ob dies geschehen wird , dürfte sehr zu 
bezweifeln sein. Auch in den einzelnen Staaten muss 
deswegen die Materie weiter eingehend studiert 
und reguliert werden, mit Benützung der im Haag 
zu Tag getretenen Richtungen. Das in den Nieder- 
landen aufgerichtete Hauptquartier kann nur grosse Fragen 
in Behandlung nehmen und von dort aus muss der Hauch 
der Begeisterung in die einzelnen Länder dringen. Aber die 
Juristen der einzelnen Staaten dürfen die Hände nicht in den 
Schoss legen, sondern sie müssen tapfer weiter arbeiten. 
Es scheint mir nötig, dies namentlich auch gegenüber den 
schweizerischen Juristen zu sagen und gegenüber der über- 
aus dürftigen Regulierung des internationalen Privatrechts 
im Vorent würfe zu dem schweizerischen Zivilgesetzbuche *. 



'Der Vorentwurf steht bezüglich dieser Materie 
leider nicht auf der Höhe seiner Aufgabe. Ich habe dies 
genauer nachgewiesen in meiner Schrift Die Kodifikation des 
schweizerischen Privat- und Strafrechts (Zürich 1901) S. 112-122. 
Ebenso sind in meinem Handbuche Das internationale Zivil- und 
Handelsrecht einige Verweisungen auf die überaus mangelhaften 
Bestimmungen des Vorentwurfs gemacht worden, wie z. B. in Band I 
S. 248, 404 und 405 und in Band II S. 29. Einen leisen Tadel äussert 
über den Vorentwurf diesfalls auch G. Cohn in seiner Abhand- 
lung in der Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft XV, 
S. 426. Die trotz alledem auf den Vorentwurf vereinzelt gehaltenen 
Lobreden sind ein Beweis dafür, dass verschiedene Juristen ihre 
Studien über das internationale Privatrecht erweitern und ihre 
Ergebnisse noch einmal umarbeiten müssen. Jedenfalls möchte 
ich meinerseits sie dringend und höflich dazu einladen. 



Bachmann, G., Dr. Die Sonderrechte des Aktionärs. Mit besonderer 
Berücksichtigung: des deutschen und schweizerischen Kechts. Er. 3.60 

Bätschi, J., Dr. Über das Eequisit der Vitalität für den Beginn 
der Persönlichkeit. Fr. 3. — 

Blase, Hermann, Dr. Das Eechtsgut der Elektrizität im Zivil- und 
Strafrecht. Fr. 2. — 

Denzler, 0., Dr. Die Stellung der Filiale im internen und inter- 
nationalen Privatrechte. Fr. 6. — 

Escher, A., Dr. Der Einfluss des Geschlechtsunterschiedes der 
Descendenten im schweizerischen Erbrecht. Fr. 2. — 

Pick, Ad., Dr. Der Konkurs der Kollektivgesellschaft. Fr. 1.60 

V. Grebel, Hans, Dr. Die Aufhebung des Geständniszwanges in 
der Schweiz. Fr. 2. 40 

Gnyer, Adolf, Dr. Die Wirkungen der Selbsttötung auf den Lebens- 
versicherungsvertrafl:. Fr. 1. 60 

Gnyer, E., Dr. Das schweizer. Bundesgesetz betr. die gewerblichen 
Muster und Modelle (vom 30. März 1900). Fr. 3.— 

Hasler, Karl, Dr. Das eheliche Güterrecht im internationalen Privat- 
recht. Fr. 2. — 

Hiestand, Panl, Dr. Zur Lehre von den Kechtsquellen im Schweiz. 
Staatsrecht. Fr. 1. 60 

Hitzig, H. F., Dr. Die Stellung Kaiser Hadrians in der römischen 
Rechtsgeschichte. Fr. — . 80 

Jucker, H., Dr. Das Notariatswesen des Kantons Zürich. Seine 
historische Entwicklung und Ausbildung. Fr. 1. 80 

Keller, Gnst., Dr. Der Nachlassvertrag ausser Konkurs nach dem 
schweizer. Bnndesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs. Fr. 2. 40 

Meyer, K., Das zürcherische Feuerversicherungswesen, ^ine Samm- 
lung der im Kt. Zürich über die Feuerversicherung u. Feuerpolizei be- 
stehenden Gesetze etc. Mit Erläuterungen. 2. verm. Aufl. geb. Fr. 3. 50 

V. Orelli, Aloys, Prof. Dr. Grundriss zu den Vorlesungen über 
schweizerische Kechtsgeschichte. Mit Literatur- und Quellen- 
angabe. 2. Auflage. Fr. 1. — 

Kechtsschulen und Kechtsliteratur in der Schweiz vom 

Ende des Mittelalters bis zur Gründung der Universitäten von Zürich 
und Bern. Festschrift. Fr. 3. 60 

Schmid, R., Dr. Die strafrechtliche Verantwortlichkeit für Press- 
vergehen» Fr. 2. 40 

Schneider, A., Prof. Dr. DerProzess des C. Eabirius. Windscheid- 
Festschrift. Fr. 1. 60 

Zur Geschichte der Sklaverei im alten Eom. Festschrift 

zum Jubiläum Prof. Dr. Iherings. Fr. 1. — 

Das römische Hecht in der Gegenwart. Eektoratsrede. Fr. — .80 

Stockar, C, Dr. Das schweizerische Begnadigungsrecht haupt- 
sächlich vom Staats- und strafprozessrechtlichen Standpunkt aus dar- 
gestellt. Fr. 2. 40 

StoU, H., Dr. Der Verlust des Schweizer Bürgerrechts. Fr. 3. — 

Vollenweider, Wilh., Dr. Die Zwangsliquidation der Eisenbahnen 
(Art. 30, Ziff. 1 des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs 
vom 11. Aprü 1889). Fr. 2. 40 

Weiss, Theod., Dr. Die Behandlung connexer Zivil- und Straf- 
sachen in der schweizerischen Prozessgesetzgebung. Fr. 3. 60 

Wyss, Alfred, Dr. Das internationale Urheberrecht an Photo- 
graphien, musikalischen Aufführungen und Obersetzungen. Fr. 3. — 

Zttrcher, E., Prof. Dr. und Stränli, H., Dr. Grundlagen und Ergeb- 
nisse der Statistik der Rechtspflege im Kt. Zürich. Fr. 2. 40 
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Bog fdirocijcrirdic ^bltgattoncnrcibt SU;U?g=&£ 

^ttgenietufaglict) erläutert Don %h'ol Dr. 91« 6(f|ttetlier unD ^rof. Dr. ^. girf, SRcbaftor 
beS Q^efe^ed. @röfiert, unter ^enn|}ung ber $vanS De$ ^unbedgerid^ts util) l)er 
fantonaleu ®cric^t3^öfc bearbeitete ÄuiSgabe. 2» berme^rte ?luflage. 3n groei iöänben. 

br. gr. l'8. — ; geb. ^x. 22, - 

ftUitiert, unter ©enn^jung ber bnnbeSgerid^tftt^cn 'pra^i« bearbeitete Ausgabe. 

3. 5luffage. 3u einem Söanbe. br. gr. 8. 40; geb. JJr. 10. - 

Itebcngefe^e »im rd)tpcberird)cn @bligtttioncttrcd)t ÄS 

bed jcbroei^eiifcben Obltgattoneurecbtd oou «^c^neicer unb gi(f. Unter söcnu^unq t)fi 
^raji« bearbeitet bon Dr. 9L Sftaifettrot^* 
I. |)attpfH(ibtgefc^e. II. (Sejc^c beS gewerblichen @igentum§. 

br. Sv. 5. — ; geb. gr. 6. 60 

gür beu praftifdjen diJebrancb eiidutert tjon Dr. ß» Sföeber, söunbe^rid^iei- imD 
Dr. 9(. Qrfiftieitt, 3)ivettcr be§ cibg. ^(mleS für ©c^ulbbctrcibung unb tonfmS. 
2» Slufloge. Unter iBcnn^ung ber '^.U'ajiS boüflänbig umgearbeitet unb oerme^rt öoii 
aicj, meiil^el, ^^?rof. in ©evn. " brl gr. 8.40; geb. gv. 10.- 

Dog Url)ebcrrcd)t on töerkcii ber fiteratttr mib äml 

^unbesgefe^f unter >öer(icfftc!^ttgung ber be^üglid^en i^taat^oertiäge erläutert Dün 
?Jiof. Dr. $((oi)§ U. Orefli, Sr- 3. - 

Hedjtgkolenbcr ber rdiroenerifdien Ctbgenoirenfdioft^ ^j'/^'S 

tigften sWorjdjritten bed i)iDiU unb ^|Jro;^eBrecbte« , bic Organifation ber 3nftiv unö 

SBermaltuuflSbel^örbeu jc. Unter 3)?itn)irfung Don ^Rec^tdfunbigen au8 allen Kantonen 

ber ©c^roeij 6erau«gegebcn üon g. Sdflotter, 5Iboofat. 3, ^Auflage, geb. gr. 10. — 

6tt|i|ilement i^ieju „ 2. 50 

t)rttiotrc(l)tliä)eg ajcf^bud) ffit beit iKonton 3ttrtd|. «'|f g®"S 

53lunttcbHjcben Äommentarö aUgcmeinfaBlicb erläutert oon ^l^of. Dr. *J(* SÄ^eiber, 

SRebattor beS öeje^e«. üKit j^al^lrei'djen ^.^Ibbilbungen. br. gr. 8.40; geb. fjr. 10.- 

auc^ einzeln: ^ßetfoiten^ unb 6adiettred|t ^r. 3. — ; ObUgationem unb 

tiam\i\tnttd^t gr. 3. — ; (Frbredit« 2* beränberte u. ergänzte 5lufr. gr. 2.-; 

@ac^regiper unb ^n^altSüerjei^niS gr. 1. — . 

XtlcU%n^^aht. Stajdjenformat. üTiit iBorroort üon ^rof. Dr. 9L Sftttelber, 

9iebattor beö ©efetjeS. br. gr. 2. — ; geb. gr. 2.50 

l)as ^trafgcfe^ud) für ben Danton 3ttttd), Sn^'ÄC 

ber greibeitSjlrafen. gür ^uriften unb yhdjtjuriften, be|onbcr§ für ®tid^moxnt er^ 
läutert üon ^rof. Dr. 6* ßütdjer* 3* mit «erücffKi^tigung ber ®erid^tsprap§ »ofl^ 
ftänbig umgearbeitete 5Iuf(age. br. gr. 3. 60; geb. gr. 4.50 

Dag )[tfltartat0- nnb äotoftermefett hes Pontons 3nrii 

(Sine ©ammlnng ber bejügltcljen (Seje^e, JiJerorbnungen, Äonforbate :c. mit Önt^ 
fd^eibungen ber @eri^t3* unb 33ern?aUungSbet)örben unb Erläuterungen auf Orunblagf 
ber ^raViS. S^on |)att§ l^eeutann* br. gr. 3. GO; in Seinroanb geb. gr. 4. 50 
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^xe pattamentaxif^e ^mmuniiäi 

in Pmtf^fanb irnb ber JcftiMs 

mit ^erüdft^ttgttug ber ^ntioidlung betfelBen in (^g(ani) unb ^ranbei^. 

Son 

Dr. jur. ^0^9, tiott URitvali. 

^ret« 5r. 3. — . 

>. I ' - 

iltd)t5- unb 

auf öas §a(jr 




3[tt eleg* Seintoottbeinknb (JCaf^cnformat) jjr* 2.—. 

2:afctfatcnber mit ben ©etretbungfifcricn. — 9lflenba. — ©runbAügc bc« fd^ttjcigerifdbcn ©ctrclbunflSrcd^td 
(mit brci fjormularien). — ©ctjctd^ni« bcr fd^toeUerifd^cn ©ctreibung«« unb ÄonfurÄwelfc. — $er^eid)ntiS 
ber lantonalen ^(uffl^tSbeböTben ffir ^d^uIbbetreiDung unb ^onhtrd. — ^eneid^ntö bei fux bie SetvtUigung 
bon 3(n;e{|£n jufiäitbigen <|antohaIen Se^drben. — ^^eTjeic^niiS ber für bie (metluna.ber 9tedbtiSdffnung xu« 
ftänbigen lantonalen (l^erid^tigbe^örben. — JBerAei^niS ber fantoltalen ^onTuriSgerio^te. — Sserjetd^nil ber 
lantonalen 9fla(i^lafbe^drben. — ©ebü^rcntarif 5um Sc^ulbbetreibungS* unb ÄonturSgefe^. — ^anbet«* 
regifter unb ^anbei«amt8bXott. — SunbcSgefcib betreff enb bie ^atenttayen ber ^anbeWreifenbcn. -- «uÄsug 
au& bem IBunbeSratSbefd)Iu§ betr^enb bie ^atenttayen fftr ßanbeBreifenbe (mit Orovmutarien ber ^ud« 
toeiSlorten). — 3ö^lwng bon ©elbfi^ulben. — SJerle^r mit SBonlnoten. — ©erlebt mit Sou^jon«. — SBerfc^r 
mit anbern 3fnT^a6cfpöpißifett. — S^n^tabtäcn. — ^ojltorif. — STclegrammtorif. 

pr 9ttd^ter, anto&tte tc, bUrfte btefer ta(enber praftifc^er unb 
toertüoQer ald iebe anbere Sgenta fein! 

^^^M I I ■ — M -^ ■■ I I I > ■■ ■■ — ■ ■! I ■■ ■■■ ■■ I ■■ . - " . ' " ' ' ! ' * " ' ■■■■-■—■' I ■■»■■■■■- ,■.. — ■■■,,. III ■^^— 

Über 

Öeti ^nfjug Öer oäterMjen «getoaCf 

im xömiWen/älc(Jt 

©ine SBtberiegttug ber ^errfi^enben Se^re* 

«Ott 

Dr. jur. ^aitiS ^ioäat^ 

IJrctö ?Jr. 1.80. 

i.f.< ' • 
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Soeben erschien: 

Die Schweiz als Industriestaat 

Von 
Nationalrat Dr. E. Hofmann (Frauenfeld). 

I^9*eis Fr. 3. 40. 

Wt^ ^0° ^^™ Gedanken ausgebend, dass znr Benrteilnng der indostrieUeu 
nnd yoikswirtschaftlicben Lage der Schweiz eine objektive, auf rein wissenschaft- 
licher Basis aufgebaute Darstellung der ErwerbsTerhältnisse und der Volkswirt- 
schaft unseres Landes, ihrer Entwicklungstendenzen für die Zukunft, wie auch der 
Beziehungen der Schweiz zum Auslande unbedingt nöti^ sei, hat es der Verfasser 
nntemommen, diese Lücke, wenigstens bis zu einem gewissen Grade, für alle Zmten 
auszufüllen. Aus dem reichen Inhalt seien nur folgende Abschnitte erwähnt: Die 
Entwickelun^ der schweizerischen Industrie (Textil-Indnstrie, l(etaU- 
Industrie. Chemische Industrie, Nahrungsmittel-Industrie, Wanderung der Industrie)» 
des schweizerischen Gewerbes, der schweizerischen Landwirtschaft 
(Getreidebau, Milchwirtschaft nnd Viehzucht. Kulturpflanzen) — Fremden-In dns tr i e 
— Verschiebung der Bevölkerung (Biunen-, Aus- nnd Einwanderung) —Ver- 
schiebung der beruflichen Gliedernng — Entstehungszeit desIndustrie- 
staates — Der heutige Stand der Gewerbekraft des schweizerischen 
Volkes, (Arbeitskraft, Motorenbenütznng, Arbeitsmaschinen, Grossbetrieb, Aktien- 
tresellschaften, Produkteumenge). — Die Stellung der Schweiz auf dem 
Weltmarkt (Umfang nnd Hanptgegenstände des schweizerischen Handels, Haupt- 
abnehmer und Hauptlieferanten der Schweiz, Handelsbilanz, Handelspolitik) — 
Literaturnachweis. 




Wlrtschaftskunde der Schweiz. 

Von 

Dr. Traugott Geering, 

. Sekretär der Basler Handelskammer 

und 

Dr. Rudolf Hotz, 

Gymnasiallehrer in Basel. 
Mit einem geologischen Querprofil und einer Eisenbahnkarte der Schweiz. 

I^reis Fr. 2. 40. 

M^ Von der gesamten Fach- und Tagespresse glänzend rezensiert, hat dieses, 
auf Veranlassmig des Schweizerischen Kaufmännischen Vereins herausgegebene 
Werkchen bereits in den weitesten Kreisen Eingang gefunden. Aus dem reichen 
Inhalte seien nur folgende Hauptabschnitte erwähnt: Allgemeines (politische 
Stellung der Schweiz, ihre Bevölkerung, etc.) — Der natürliche Bau der 
Schweiz und ihre Bodenschätze — Klima, Kulturboden, die Haupt- 
betriebsrichtungen der Landwirtschaft — Die Industrie (Textilindustrie, 
Metallindustrie, übnge Produktionszweige) — Der Handel -- Der Verkehr 
(SchifPfahrt, Strassen, Eisenbahnen, Post, internationale Bureaux, Fremdenverkelur) 
— Zollwesen und Handelspolitik — Schweizerische Wirtschafts- 
bilanz — Literaturnachweis — Sacbregister. 
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